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Stellungnahme zur schriftlichen Anhörung des Verkehrsausschusses des Landtages 
NRW zum Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 18/611  
„Leistungsfähigkeit des Rheins als Wasserstraße und logistische Lebensader erhalten“ 
 
 
Die Naturschutzverbände lehnen die Ausbauvorhaben am Rhein zur Verbesserung der 
Schifffahrt ab. 

Die Naturschutzverbände teilen die Einschätzung der FDP-Fraktion, dass es als Folge des be-
reits stattfindenden Klimawandels zukünftig zu extremen und langdauernden Niedrigwasserer-
eignissen in ganz NRW und auch im Rhein kommen wird. Mit dem Schwinden der Alpenglet-
scher, den abnehmenden sommerlichen Schneelagen in den Hochlagen der Alpen und den 
langen sommerlichen Trockenzeiten wird die Verlässlichkeit der Transportinfrastruktur Rhein als 
wichtiger Faktor für den Industriestandort Rhein weiter abnehmen. 

Die nun von der FDP-Fraktion angeregte beschleunigte Umsetzung der im Bundesverkehrs-
wegeplan 2030 geplanten Abladeverbesserung und Sohlenstabilisierung am Niederrhein ist 
allerdings keine Lösung dieses Zukunftsproblems. Im Gegenteil: Gegenstand der Ausbaupläne 
zwischen Krefeld und Stürzelberg ist nicht die Sicherung der Wasserstraßenfunktion vor dem 
Hintergrund zunehmender extremer Niedrigwasser sondern vielmehr die Vergrößerung auf ei-
nen neuen Ausbaustandard von 2,80 m bzw. 2,70 m. Der Effekt bei Extremniedrigwasser ist 
gering. „Abladeverbesserung“ zielt grundsätzlich auf die Erhöhung der Lademenge bzw. die 
Ausnutzung der Ladekapazität der Güterschiffe (Abladung). Der Fahrrinnenausbau bezweckt 
eine Erhöhung der Abladetiefe im Abflussbereich Mittel- bis Niedrigwasserabfluss und damit im 
Wesentlichen eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der „übergroßen“ Rheinschiffe, die bei 
extremeren Niedrigwasserständen als erstes nicht mehr wirtschaftlich fahren können und damit 
die Zuverlässigkeit der Wasserstraße gefährden. Moderne flachgängige Rheinschiffe sind in der 
Lage, ohne weitere Fahrrinnenanpassungen wirtschaftlich und zuverlässig zu fahren. 

Die Naturschutzverbände haben sich bereits mehrfach mit den vorgesehenen Maßnahmen be-
fasst und sowohl im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplanes 2030 hierzu aus-
führlich Stellung1 genommen und eine Studie2 erstellt als auch im Jahr 2019 im Rahmen einer 

 
1 https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/naturschutzverbaende-nrw-kritisieren-bundesverkehrswegeplanung-als-
nicht-wegweisend.html - insbesondere Anlage 2 Wasserstraßenprojekte 
2 https://www.bund-nrw.de/themen/mobilitaet/hintergruende-und-
publikationen/bundesverkehrswegeplan/wasserstrassen/rheinvertiefung 
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Anhörung des Verkehrsausschusses eine Stellungnahme3 abgegeben, deren Aussagen auch 
heute noch gültig sind. Die drei Dokumente werden als Anlage übersandt. 

Zukunftsfähige Konzepte, dem Niedrigwasser- und Dürreproblem zu begegnen, müssen vor 
allem darauf zielen, einer weiteren Verschlechterung der Situation entgegenzuwirken, also die 
Klimakrise einzudämmen und deren Folgen so weit wie möglich zu begrenzen. Hierbei spielen 
die Stärkung und Entwicklung resilienter Ökosysteme eine entscheidende Rolle. Dies würde 
durch die geplanten Maßnahmen sehr erschwert. 

Ein verbauter Fluss wie der Rhein tieft sich stellenweise und gezwungenermaßen schon von 
alleine ein, was mit negativen Folgen für die Trinkwassergewinnung und die biologische Vielfalt 
verbunden ist. Die Aue wird praktisch von dem Fluss, der sie versorgen muss, abgetrennt, weil 
der Grundwasserspiegel mit dem Flussbett absinkt. 

Einengungen der Fahrrinne führen zu erhöhtem Erosionsdruck auf die Sohle und ziehen damit 
aller Voraussicht nach mittelfristig weiteren Regulierungsbedarf z.B. in Form von Sohlstabilisie-
rungen nach sich, die wiederum eine weitergehende Festlegung der Sohle und Einschränkung 
der natürlichen Morphodynamik bedeuten würden. 

Dieser Prozess würde durch eine mechanische Vertiefung der Fahrrinne zusätzlich verstärkt. 
Dadurch würden auch zahlreiche Schutzgebiete wie zum Beispiel die FFH-Gebiete „Rheinfisch-
schutzzonen zwischen Emmerich und Bad Honnef“, „Urdenbacher Kämpe“ und viele weitere 
terrestrische FFH- und Naturschutzgebiete massiv beeinträchtigt. Gleichfalls käme es zu einer 
Verarmung der unterschiedlichen Lebensräume im Rhein selbst.  

Durch eine Vertiefung erhöht sich auch die Fließgeschwindigkeit des Flusses, was bei immer 
öfter auftretenden Wetterextremen mit Starkregen äußerst problematisch ist. Die Hochwasser-
welle wird steiler, die Pegelstände höher. 

Die Unterhaltung und Sicherung einer erneut erweiterten Fahrrinne schränkt den verbliebenen 
Spielraum für flusstypische und die ökologische Qualität bestimmende morphodynamische Pro-
zesse wie Erosion- und Sedimentation, wandernde Kiesbänke und Auskolkungen weiter ein. 

Statt also durch die Entwicklung eines resilienten Flusssystems das Problem einzudämmen, 
würde durch erhebliche Eingriffe in das ökologische System eine Reihe von Folgeproblemen 
geschaffen, deren Beherrschung nicht gesichert ist. Schon heute wirkt sich die Eintiefung des 
Rheins in erheblichem Maß negativ u.a. auf das Vogelschutzgebiet „Unterer Niederrhein“ aus. 
Auch negative Folgen für die Trinkwasserversorgung sind nicht auszuschließen.  

Noch massivere negative Auswirkungen auf die ökologische Funktionsfähigkeit wären durch die 
im Antrag ebenfalls genannten Stau- und Speicherlösungen zu erwarten. 

Die durch vergangene und gegenwärtige Fehlentwicklungen entstandenen Probleme und 
Schäden sowohl ökologischer als auch wirtschaftlicher Art, sind mit den Instrumenten von ges-
tern nicht sinnvoll zu lösen. Die hohen Investitionen müssen in die Stärkung des Flusssystems 
und des Landschaftswasserhaushaltes fließen, um so die Lebensgrundlagen für Natur und 
Mensch zu erhalten.  

Es mag sein, dass eine Rhein-Vertiefung für die einzelnen ansässigen Unternehmen insgesamt 
deutlich günstiger ist, als eine Vielzahl von niedrigwassertauglichen Schiffe anzuschaffen4, 
nachhaltig und zukunftsweisend ist es aber nicht. 

 
3 „Binnenschifffahrt in Nordrhein-Westfalen stärken – Wasserwege leistungsfähig halten“, Antrag der Fraktionen der 
CDU und FDP, Drs. 17/5366 und „Verschläft die Landesregierung die Instandhaltung des Kanalnetzes in NRW?“, 
Antrag der Fraktion der SPD, Drs. 17/5366 – Anhörung des Verkehrsausschusses am 04. September 2019 - Stel-
lungnahme des BUND NRW  https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST17-
1734.pdf 
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Die im Antrag formulierte Überlegung, das Projekt eventuell mit Hilfe eines Maßnahmengeset-
zes anstelle des üblichen Planfeststellungsverfahrens zu beschleunigen, lehnen die Natur-
schutzverbände kategorisch ab. Maßnahmengesetze sind ungeeignet, Verfahren zu beschleu-
nigen oder deren Akzeptanz zu stärken, sind völker- und europarechtswidrig und auch aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht bedenklich, da sie keinen adäquaten Rechtsschutz bieten. 

 

Fazit: 

Es bestehen erhebliche Zweifel, ob die geplante Abladeoptimierung und Sohlstabilisierung mit 
umweltrechtlichen Bestimmungen vereinbar ist.  

Eine zukunftsfähige Lösung besteht darin, die Flexibilität und Resilienz des Ökosystems Rhein 
zu stärken anstatt einseitig Transporteinheiten maximieren. Zusätzlich zur Förderung der An-
triebs- und Navigationstechnik kann auch die Informationslogistik über Engstellen und sonstige 
Situationen an die Schiffsführer ausgebaut und verbessert werden. Die Förderung Niedrigwas-
ser-optimierter und emissionsarmer Schiffstypen sowie eine Verlagerung des Transports auf die 
Schiene sind zielführender als die hier vorgeschlagene Rheinvertiefung, wenn die Binnenschiff-
fahrt eine ökologische Zukunft haben soll.  
 
 
 
gez. gez.  gez. 
 
Holger Sticht Mark vom Hofe Dr. Heide Naderer 
Vorsitzender des Vorsitzender der LNU  Vorsitzende des 
BUND NRW                                                                                                          NABU NRW 

 
4 Äußerung des BASF-Werksleiters https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/kommission-soll-laut-wissing-
mittelrheinvertiefung-beschleunigen-100.html 29.08.2022 
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„Binnenschiffahrt in Nordrhein-Westfalen stärken – Wasserwege leistungsfähig halten“, Antrag 
der Fraktionen der CDU und FDP, Drs. 17/5366 und „Verschläft die Landesregierung die 
Instandhaltung des Kanalnetzes in NRW?“, Antrag der Fraktion der SPD, Drs. 17/5366 
 
Anhörung des Verkehrsausschusses am 04. September 2019 
 
 
hier: Stellungnahme des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland  

Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
 
 
 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Einladung zur Anhörung.  

 

Ausgangslage 

Der Güterumschlag von Binnengüterschiffen in den NRW-Binnenhäfen ist seit vielen Jahren weitgehend 
konstant. Während er in den 1980er Jahren noch bei etwa 140 Millionen Tonnen pro Jahr lag, wurden im 
Schnitt der letzten zehn Jahre jährlich nur noch etwa 122 Millionen Tonnen Güter umgeschlagen; 
signifikante Steigerungen fanden somit nicht statt – im Gegenteil. Bundesweit lag die 
Beförderungsmenge der Binnenschifffahrt in 2018  bei 198 Millionen Tonnen. Auffälligkeiten bei der 
Umschlagsmenge ergaben sich v.a. klimawandel-bedingt: Gemäß Angaben von IT NRW lag  der Umschlag 
im Jahr  2018 bei nur noch etwa115 Millionen Tonnen. Damit lag der Güterumschlag um 10,4 Prozent 
unter dem Ergebnis des Jahres 2017. Hauptursache dürfte die lange Niedrigwasserperiode der 
wichtigsten Binnenwasserstraßen im 2. Halbjahr 2018 gewesen sein. 1 

 

                                                 
1 https://www.it.nrw/nrw-binnenhaefen-gueterumschlag-im-jahr-2018-um-104-prozent-niedriger-als-ein-jahr-zuvor-94777 
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Dem gegenüber wächst der Güterverkehr auf der Straße konstant. In Deutschland wurden 2018 etwa 3,2 
Milliarden Tonnen per Lkw transportiert; der Lkw-Transport kam damit auf einen Anteil von 79 %.2 Trotz 
aller  Verlagerungsbemühungen bleibt die Straße damit der Hauptverkehrsträger für den Güterverkehr. 
Auch der Marktanteil des Schienengüterverkehrs steigt nur sehr langsam. 

Dabei belastet der Verkehr die Allgemeinheit in Deutschland mit Folgekosten von 149 Milliarden Euro pro 
Jahr. Von diesen externen Kosten etwa durch Klimabelastung, Unfälle, Lärm oder Luftverschmutzung 
verursacht allein der Straßenverkehr fast 95 Prozent.3 Die Durchschnittskosten im Eisenbahngüterverkehr 
liegen danach bei 2,04 Cent/tkm, nur leicht höher diejenigen der Binnengüterschifffahrt mit 2,19 
Cent/tkm und am höchsten sind sie beim LKW mit 4,46 Cent/tkm. 

 

Abb. 1: Durchschnittskosten im Güterverkehr in Deutschland im Jahr 20174 

 

Insofern ist der von CDU und FDP verfolgte Ansatz, allein den jeweiligen Nutzer über die Mobilitäts-
präferenz entscheiden zu lassen, grundlegend falsch. Wollen wir die Umwelt- und Klimakrise 
wirkungsvoll bekämpfen, müssen umweltfreundliche Verkehrsträger bevorzugt werden. Vor diesem 
Hintergrund wären die Einführung einer CO2-Bepreisung, die Erhebung von Mautgebühren für LKW auch 
auf dem untergeordneten Straßennetz und eine weitgehende Verlagerung der Seehafen-
Hinterlandverkehre auf die Schiene geeignete Maßnahmen. Die Binnenschifffahrt kann auch eine 
wichtigere Rolle spielen. Allerdings muss konstatiert werden, dass die Umweltbilanz der 
Binnenschifffahrt noch deutlich verbessert werden muss.  

 

Binnenschifffahrt muss sauber werden 

In puncto Klimaverträglichkeit (CO2-Emissionen) schneidet der Güterverkehr auf unseren Wasserstraßen 
zwar deutlich besser ab als derjenige per Lkw, dies gilt aber nicht für den Ausstoß von gesundheitlichen 
Partikeln sowie Schwefeldioxid und Stickoxiden. Besonders kritisch zu bewerten sind insbesondere die 
Stickoxidemissionen, da in vielen Großstädten entlang der Rheinschiene die Belastungen über den 

                                                 
2 https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Transport-Verkehr/Gueterverkehr/_inhalt.html 
3 Bieler C., Sutter, D. (2019):   Externe Kosten des Verkehrs in Deutschland Straßen-, Schienen-, Luft- und Binnenschiffverkehr 
2017. Schlussbericht im Auftrag der Allianz pro Schiene e.V., Zürich. 
4 ebd, S. 6 
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Grenzwerten der EU-Luftqualitätsrichtlinie liegen. Zudem führen die Stickoxidemissionen zu 
atmosphärischer Deposition und damit letztlich zu einer weiteren Stickstoffbelastung in der Fläche. Die 
vom Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz ermittelten Daten zeigen, dass in NRW der 
weitaus größte Anteil der deutschen Schiffsemissionen freigesetzt wird. Allein der Ausstoß von NOx liegt 
bei 21.000 Tonnen/a, der von PM10 bei 456 t/a.5 Zwar werden für neue Binnenschiffmotoren mit mehr als 
300 Kilowatt (kW) Leistung die Emissionsgrenzwerte zum 1. Januar 2020 europaweit derart verschärft, 
dass sie nur mit einer emissionsarmen Antriebstechnik zu erreichen sind. Für Bestandsmotoren gilt das 
aber nicht, was gerade angesichts der langen Betriebsdauer von Schiffsdieseln (> 30 Jahre) 
problematisch ist. 

Will sich die Binnenschifffahrt  zukunftsfähig aufstellen, muss also auch im Bestand nachgerüstet 
werden. Der Ausweg besteht in der Kombination moderner Aggregate mit einer Abgasnachbehandlung. 
Diese besteht in der Regel aus einer SCR-Anlage (Selektive Katalytische Reduktion), die unter 
Beimengung von Harnstoff vor allem Stickoxide aus dem Abgasstrom filtert, und einem Partikelfilter, um 
den Rußausstoß zu minimieren. Durch die Nachrüstung der Schiffsmotoren und der Abgassysteme 
können so z.B. deren Stickoxid-Emissionen um etwa 70 Prozent gesenkt werden. 

Um entsprechende Anreize zu setzen, muss das bestehende Förderprogramm deutlich ausgebaut werden. 
Wir erwarten, dass sich die Landesregierung dafür beim Bund einsetzt. Handlungsbedarf besteht auch 
beim Ausbau der Landstromversorgung in den Häfen. Dass diese bislang - wenn überhaupt praktiziert - 
überwiegend auf Hotel- und Flusskreuzfahrtschiffe beschränkt bleibt, ist nicht nachvollziehbar. Hier sind 
die Hafenbetreiber gefordert. Auch Anreize in Form einer emissionsbezogenen Ausgestaltung von Hafen- 
und Ufergeldern sollten gegeben werden. Letztendlich aber muss auf eine emissionsarme und 
perspektivisch emissionsfreie Binnenschifffahrt gesetzt werden. Insofern kommt dem Ausbau einer LNG-
Betankungsstruktur eine wichtige (Übergangs)Rolle zu. Den Ankündigungen der Landesregierung, sich für 
die Schaffung von LNG-Betankungsstationen bis zum Jahr 2030, insbesondere in den Häfen des TEN-V-
Netzes, einzusetzen, sind jedoch bis heute keine erkennbaren Taten gefolgt. 

 

Auf umstrittene Hafenerweiterungen verzichten 

Angesichts der Stagnation der auf den Binnenwasserstraßen umgeschlagenen Gütermenge sowie aus 
verkehrlicher und ökologischer Sicht sind die umstrittenen Hafenausbauplanungen in Düsseldorf-
Reisholz- und Köln-Godorf nicht hinnehmbar: 

 Restriktive Prüfung der Erweiterung des Hafens Düsseldorf-Reisholz: Im Rahmen eines integrierten 
Hafenkonzepts und unter Einbeziehungen ungenutzter Potenziale an anderen Standorten ist ein 
Bedarf nicht ersichtlich. Dies gilt verstärkt für den geplanten Containerterminal. Auch die 
angestrebte Trimodalität (Schiff, Bahn, Lkw) ist nicht zu verwirklichen. Aufgrund der eher 
bescheidenen Bahnanbindung des Hafens wäre v.a. mit stark erhöhtem LKW-Aufkommen zu 
rechnen. Der LKW-Verkehr von und zum Hafen Reisholz sollte aber bevorzugt der lokalen 
Feinverteilung dienen. Dazu gibt es Vorkommen von mehreren planungsrelevanten Tierarten im 
Hafenbereich. Insbesondere bei der Zauneidechse handelt es sich um die bedeutendste Population 
dieser Art in Düsseldorf.  

 Verzicht auf den Ausbau des Hafen Köln-Godorf, der abgesehen von ökologischen Eingriffen in 
einen wertvollen Rheinuferbereich in Konkurrenz zu den Kölner Häfen Köln/Niehl und Deutz sowie 
zum Bonner Hafen stünde.  Stattdessen sollten die Erweiterungsmöglichkeit in Köln/Niehl und der 
dort vorhandene Logistikstandort als entscheidender Vorteil genutzt werden. 

                                                 
5 Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (2016): Emissionskataster für den Schiffsverkehr in 
NRW 2012. LANUV-Fachbericht 67. Recklinghausen 
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Ökologische Standards bei Leistungssteigerung der Wasserstraßeninfrastruktur beachten 

Im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans wurden die im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung seitens des BUND vorgebrachten Vorschläge und Kritikpunkte vollständig 
ignoriert. Deshalb fehlt vielen der BVWP-Projekte die Akzeptanz und es ist schon jetzt absehbar, dass 
deren Umsetzung auch zu juristischen Konflikten führen wird. Auch vor diesem Hintergrund sind die 
Forderungen einer forcierten Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans und einer Vereinfachung der 
Genehmigungsverfahren kritisch zu sehen. 

Das gilt insbesondere für die geplante Abladeoptimierung und Sohlenstabilisierung zwischen Duisburg 
und Stürzelberg.  

Laut BVWP-Projektdossier soll eine Vergrößerung der Fahrrinnentiefe (Fahrrinnenbreite 150 m) zwischen 
Duisburg und Neuss auf 2,80 m unter dem gleichwertigen Wasserstand (GlW) und zwischen Neuss und 
Stürzelberg auf 2,70 m unter GlW erfolgen. Die Maßnahme ist danach auch mit Uferrückverlegungen und 
der Anlage von Baggerflächen verbunden. Auch wenn bislang mangels verfügbarer aussagekräftiger 
Planungsunterlagen keine abschließende Projektbewertung vorgenommen werden kann, zeichnen nicht 
schon jetzt massive Konflikte mit der FFH- und Wasserrahmenrichtlinie ab:  

Beeinträchtigung von FFH-Gebieten: Betroffen von der Maßnahme sind sowohl das FFH-Gebiet 
"Rhein-Fischschutzzonen zwischen Emmerich und Bad Honnef" sowie zahlreiche terrestrische FFH-
oder Naturschutzgebiete.6 

Diese Rheinabschnitte besitzen eine besondere Bedeutung als Laichplätze, Jungfisch-, Nahrungs-, 
und Ruhehabitate insbesondere für die im Anhang II der FFH-Richtlinie aufgeführten Wanderfische 
wie den Lachs oder Maifisch, aber auch für die Nichtwanderfische Groppe und potentiell 
Steinbeißer. Der Rheinstrom in NRW ist daneben von maßgeblicher Bedeutung für die Fischfauna in 
den Fließgewässersystemen von Ruhr, Lippe, Wupper oder Sieg sowie für die des Mittel- und 
Oberrheins, mit Ahr, Mosel oder Main. Er sichert mit dem ausgewiesenen Gebiet den Zu- und Anzug 
der Langdistanzwanderer und damit deren Populationen in den genannten Nebenflüssen des 
Rheins.7  

Veränderungen des abflussbezogenen Rheinwasserstandes wirken sich unmittelbar auch auf die 
Grundwasserstände in der angrenzenden Rheinaue aus. Sinkende Grundwasserstände infolge der 
Eintiefung der Rheinsohle haben am Niederrhein bereits verbreitet zu Austrocknungserscheinungen 
und fortschreitendem Verlust grundwasser- und überflutungsabhängiger Auenlebensräume geführt. 
Eine weitere Fahrrinnenvertiefung und eine damit verbundene Absenkung des Grundwasserspiegels 
könnten auch die durch Überflutung und hohe Grundwasser-Stände charakterisierten Schutzgebiete 
wie die Urdenbacher Kämpe gefährden.  

Durch die Baumaßnahmen können zudem unmittelbar die strukturreichen Rheinauenkomplex des 
FFH-Gebietes "Urdenbach - Kirberger Loch - Zonser Grind"  beansprucht werden, so dass erhebliche 
Beeinträchtigungen der naturnah strukturierten Weidenufergebüsche und Silberweidenauwaldreste 
mit Sand- und Kiesbänken ebenfalls wahrscheinlich sind. Zudem liegen bei Stürzelberg die 
Baggerflächen teilweise innerhalb des NSG "Himmelgeister Rheinbogen". Östlich von Krefeld und bei 

                                                 
6 vgl. hierzu und im Folgenden: BUND, LNU, NABU (2015): Bewertung der Naturschutzverbände NRW zur geplanten 
„Abladeverbesserung“ auf dem Rhein zwischen  Duisburg und Köln. https://www.bund-
nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/Mobilität/Bundesverkehrswegeplan/2015_07_01_Bewertung_Rheinvertiefung.pdf  
7 vgl. http://natura2000-meldedok.naturschutzinformationen.nrw.de/natura2000-meldedok/de/karten/n2000 
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Stürzelberg liegen Baggerflächen randlich innerhalb eines unzerschnittenen BfN-Kernraumes 
(feucht). 

 

Sohlenvertiefung contra Flussdynamik: Die natürliche Sohle des Stroms unterliegt laufenden 
Veränderungen. Geschiebetransport mit der Strömung und damit verbundene Erosions-, Um- und 
Ablagerungsprozesse im Flussbett gehören zu den charakteristischen und das Ökosystem prägenden 
Vorgängen. Dynamische Kies- und Sandbänke bieten Pionierstandorte, Laichplätze und 
Strukturelemente.  

Die laufende dynamische Veränderung des Flussbettes steht grundsätzlich im Konflikt mit den An-
sprüchen an die Berechenbarkeit, Standardmaße und Konstanz einer Wasserstraße. Dieses 
grundsätzliche Problem wird abschnittsweise überlagert und verstärkt durch die Tendenz der Sohle 
zur fortschreitenden Eintiefung infolge Geschiebedefizits und bestehender Laufverkürzung sowie die 
Einengung und Festlegung des Abflussquerschnitts und der damit verbundenen unnatürlich hohen 
Fließgeschwindigkeit. Insbesondere eine ungleichmäßige Eintiefung der Sohle sowohl im Querprofil 
als auch im Längsprofil des Flusses kann Probleme für die Fahrrinne verursachen, indem höher 
liegende Teile der Sohle als Rücken oder Schwellen die zu garantierende Fahrrinnentiefe gefährden. 
Die aktive Stabilisierung der Sohle zielt daher darauf, insbesondere die ungleichmäßige Eintiefung 
derselben zu unterbinden.  

Die ungleichmäßige Sohlenentwicklung im Querschnitt z.B. mit der Ausbildung von tiefen Rinnen 
und Kolken in der „Außenkurve“ und von Flachwasserbereichen im Gleithang stellt aber einen 
zentralen Faktor der natürlichen Strukturbildung dar. Sowohl die Tiefenvarianz als auch die unter 
anderem damit verbundene Strömungsvarianz sind wichtige Parameter der Habitatdiversität im 
Strom. Tiefe Kolke und Rinnen in der Sohle sind z.B. als Sammelplätze zum Laichen und als Schutz- 
und Ruheräume notwendige Habitatstrukturen für den Stör und Voraussetzung für dessen 
Wiederansiedlung im Rhein. Jede Einschränkung dieser Formbildungsprozesse ist grundsätzlich 
ökologisch abträglich. 

Allerdings muss die weitere Eintiefung insbesondere unterhalb von Duisburg zwangsläufig 
unterbunden werden, um zu erreichen, dass der Rhein sich nicht bis in die hoch beweglichen Sande 
eingräbt und damit eine weitere, rasche Beschleunigung des Prozesses einsetzt. Das 
Maßnahmenprogramm gemäß Wasserrahmenrichtlinie sieht u.a. die Anlage von Nebenrinnen vor, 
die sowohl geeignet sind, die Fließgeschwindigkeit zu verringern als auch als Rückzugsräume für die 
Strombiozönose dienen. 

 

Fischschutz vor Schiffschutz 

Die negative Beeinträchtigung der Fischschutzzonen erfolgt dabei nicht allein durch direkte 
bauliche Maßnahmen. Empfindlich im Hinblick auf Einflüsse eines zunehmenden 
Schifffahrtsbetriebes sind insbesondere Larval- und Jungfischstadien bzw. -habitate im Rhein. Eine 
aktuelle Untersuchung des Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei8 zeigt, dass 
die Anzahl der Fische mit zunehmender Schifffrequenz sinkt. Frachtschiffe mit voller Ladung haben 
den größten Tiefgang und damit potenziell einen besonders negativen Einfluss auf die Artenvielfalt 
in einem Fluss. Je schneller sie fahren, desto stärker wirken die physikalischen Kräfte einer 

                                                 
8 Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei (2019): Flussfische vertragen keinen starken Schiffsverkehr. 
https://www.igb-berlin.de/news/flussfische-vertragen-keinen-starken-schiffsverkehr 
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Vorbeifahrt: Bug- und Heckwellen führen zu „Absunk“ und Rückströmung. Beides zusammen 
beeinträchtigt Fische und andere Wasserlebewesen in ihren Lebensräumen.  

Dazu kommt, dass sich bei Niedrigwasser ein erhöhtes direktes Tötungs-Risiko für Fische besteht. 
Bei Niedrigwassersituationen wie 2003 und 2011 und 2018 konzentriert sich der Abfluss auf die 
Schifffahrtsrinne. Dann ist das Risiko einer Kollision großer Fische mit Schiffsschrauben durch den 
nahezu zwangsläufigen Aufenthalt in der engen Fahrrinne höher als bei normalen und erhöhten 
Abflüssen.9 

 

Konflikte mit der EU-Wasserrahmenrichtlinie 

Das Projekt W27 steht damit auch in Konflikt mit den Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
(Verschlechterungsverbot und Verbesserungsgebot). Es ist in jedem Fall zumindest mit einer 
Verringerung des ökologischen Potenzials zu rechnen, wenn die Fahrrinne erweitert wird. 

Das ökologische Potential des Rheins ist im hier betroffenen Abschnitt als „schlecht“ eingestuft.10 
Ausschlaggebender Faktor ist dabei das Makrozoobenthos. Diese Einstufung dürfte weitere Eingriffe 
erschweren, weil jede weitere Änderung bezüglich des Makrozoobenthos, sei sie noch so minimal, 
eine Verschlechterung darstellt und mit den strengen Prüfkriterien nach Art. 4.7 WRRL (inkl. 4.8. 
und 4.9.) vereinbar sein muss. 

Die Grundwasserkörper entlang des Niederrheins sind bereits jetzt aufgrund der Tieflage des Rheins 
in einem schlechten mengenmäßigen Zustand11, was weitere Beeinträchtigungen verbietet. Eine 
Verschlechterung der Situation auch entlang der übrigen Rheinstrecke ist gleichfalls unzulässig. 

 

Wasserwege nachhaltig nutzen 

Damit bestehen erhebliche Zweifel, ob die geplante Abladeoptimierung und Sohlenstabilisierung mit 
umweltrechtlichen Bestimmungen vereinbar sind. Die Abladeoptimierung hätte allerdings noch weitere 
ungewünschte Folgewirkungen. Sie würde z.B. große Schiffseinheiten begünstigen, was in der Folge dann 
wiederum entsprechende Hafenausbaumaßnahmen bedingen würde. Auch blieben damit die kleinen 
Partikuliere „auf der Strecke“. 

Insofern schlägt der BUND vor, vorrangig andere Maßnahmen zu prüfen, um der Binnenschifffahrt in 
Zeiten des Klimawandels eine Zukunft zu geben. Dazu gehört auch, eine standardisierte, durchgängige 
Fahrrinnenbreite aufzugeben. Stattdessen sollte die Rinne auf Basis einer höheren Frequenz der Erhebung 
der relevanten Sohlendaten und der Aktualisierung des digitalen Wasserstraßen-Informationssystems 
flexibel nach den örtlichen Erfordernissen ausgestaltet werden („flexible Rinne“). Ferner sind alle 
Möglichkeiten der Telematik zur Entschärfung von Tiefenengpässen zu nutzen. Damit können bekannte 
Engpässe detailliert und in engem Zeitraster vermessen werden; die aktuellen Sohlendaten werden mit 
Wasserstandsdaten und Schiffsdaten verschnitten und eine optimale Kursführung zur Nutzung der Route 
größter Tiefe berechnet. Eine zusätzliche Verkehrsberatung für Engstellen ist denkbar, die z.B. die Passage 
mehrerer oder sich begegnender Schiffe koordiniert. 
 

                                                 
9 Schneider, J. (2019): Monitoring Lachs 2020. Besatz, Reproduktion, Rückkehrer, Elternfischhaltung und 
Entwicklung der Durchgängigkeit in Rheinland Pfalz und Hessen im Jahr 2018. Frankfurt. 
10 vgl. Steckbriefe der Planungseinheiten in den nordrhein-westfälischen Anteilen von Rhein, Weser, Ems und Maas - 
Bewirtschaftungsplan 2016-2021 - Oberflächengewässer und Grundwasser - Teileinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord 
http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/WRRL/Bewirtschaftungsplan/2016-
2021/Planungseinheitensteckbriefe#Planungseinheitensteckbriefe 
11 vgl. https://www.elwasweb.nrw.de 
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Als mögliche Alternative zum immer weiteren Ausbau der Fahrrinnen-Tiefe muss vor allem aber auch das 
Konzept besser flussangepasster Binnenschiffe verfolgt werden. Der Rhein ist nicht nur eine 
Bundeswasserstraße, sondern auch ein wichtiges Ökosystem. Auch aus umweltrechtlicher Sicht ist es 
nicht länger hinnehmbar, dass der Rhein an die Schiffe - womöglich mit immer mehr Tonnage und 
Tiefgang - angepasst wird – umgekehrt sollte es sein. 
   
Da angesichts der bislang völlig unzureichenden Klimaschutzpolitik davon ausgegangen werden muss, 
dass lang anhaltende Niedrigwasserereignisse zukünftig regelmäßig auftreten werden, sehen wir im 
Konzept neuer Schiffstypen die einzig ökologisch verträgliche Möglichkeit, die Leistungsfähigkeit der 
Binnenschifffahrt zu erhalten. Die Degradierung des Rheins zu einer Schiffsautobahn ist jedenfalls mit 
Nachhaltigkeitszielen nicht vereinbar.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NRW e.V. 

 
 
gez. Dirk Jansen 
Geschäftsleiter 
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Wasserstraßen 

 

 

1. Rhein: W 27 Abladeverbesserung und Sohlenstabilisierung am Rhein zwischen 

Duisburg und Stürzelberg 

Nach Ansicht der Naturschutzverbände sind Ausbauvorhaben am Rhein zur Verbesserung 

der Schifffahrt kritisch zu bewerten1.  

Mangelhafte Informationsbereitstellung 

Aufgrund der vorliegenden Informationen ist es kaum möglich eine Stellungnahme zu den 

ökologischen Auswirkungen des BVWP-Projektes abzugeben. Offenbar liegen aber recht 

detaillierte Planungen vor, die es den SUP-Gutachtern erlauben Flächeninanspruchnahmen 

und Auswirkungen auf Schutzgebiete zu prognostizieren.  

Die Naturschutzverbände fordern die Bereitstellung aussagekräftiger Informationen 

zum geplanten Projekt, die es erlauben die Projektauswirkungen insgesamt zu 

beurteilen. Hierzu gehören mindestens detaillierte Beschreibungen der geplanten bzw. 

der Bewertung im BVWP-Entwurf zugrundeliegenden Einzelmaßnahmen. 

 

Geplante Maßnahmen 

Laut Projektdossier soll eine Vergrößerung der Fahrrinnentiefe (Fahrrinnenbreite 150 m) 

zwischen Duisburg und Neuss auf 2,80 m unter GlW und zwischen Neuss und Stürzelberg 

auf 2,70 m unter GlW erfolgen. 

Beischrieben wird die Maßnahme folgendermaßen: 

Derzeit ist die Fahrrinnentiefe zwischen Duisburg und Krefeld 2,80 m unter GlW und 

zwischen Krefeld und Köln 2,50 m unter GlW. Durch die gewählte Ausbauvariante 

soll die Befahrbarkeit auf eine Fahrrinnentiefe von 2,80 unter GlW zwischen Duisburg 

und Neuss und auf eine Fahrrinnentiefe von 2,70 m unter GlW zwischen Neuss und 

Stürzelberg qualitativ verbessert werden. 

 

Aus der Karte des Projektdossiers ergibt sich räumliche Lage der geplanten Maßnahmen: 

 
1 BUND NRW, NABU NRW, LNU NRW, 2015: „Bewertung der Naturschutzverbände in NRW zur 
geplanten ‚Abladeverbesserung‘ auf dem Rhein zwischen Duisburg und Köln“  http://www.bund-
nrw.de/themen_und_projekte/verkehrspolitik/infrastrukturbvwp/wasserstrassen/rheinvertiefung/  
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Aus der Bewertung der Umweltauswirkungen ergeben sich weitere Hinweise auf die 

geplanten Maßnahmen. Es ist die Rede von Uferrückverlegungen in den Bereichen 

Düsseldorf und Stürzelberg. Außerdem werden Baggerflächen in den Bereichen Krefeld und 

Stürzelberg erwähnt.  

Weitere Informationen zur Art der geplanten Maßnahmen liegen nicht vor.  

Bedarf 

„Abladeverbesserung“ zielt grundsätzlich auf die Erhöhung der Lademenge bzw. der 

Ausnutzung der Ladekapazität der Güterschiffe (Abladung). Bei voller Abladung erreicht das 

Schiff seinen maximalen Tiefgang. Ist dieser Tiefgang größer als die abflussabhängig 

verfügbare Fahrrinnentiefe, muss die Abladung entsprechend reduziert und damit der 

Tiefgang angepasst werden, damit das Schiff nicht auf Grund läuft.  

Grundsätzlich gilt also: Je größer der Tiefgang eines Schiffes, desto stärker und desto mehr 

Tage im Jahr sind Einschränkungen der Abladung infolge zu geringer Wassertiefe zu 

erwarten. Eine Abladeverbesserung fördert darüber hinaus überproportional die 

Wirtschaftlichkeit der großen Schiffe und verringert die Wettbewerbsfähigkeit der kleineren, 

an die aktuellen Tiefen- und Abflussverhältnisse besser angepassten Schiffe. 

Die reale Entwicklung der Transportmengen auf dem Rhein ist erheblich hinter den 

Prognosen zum letzten BVWP zurück geblieben. Dem wachsenden Containersegment 

stehen dabei Abnahmen beim Massengut gegenüber. Der Verlust an Marktanteilen der 

Binnenschifffahrt beruht auf dem Rückgang des Anteils der Massengüter und der 

unzureichenden Einbindung der Binnenschifffahrt in die logistischen Ketten. Im aktuellen 

Ausbauzustand weist die Wasserstraße Rhein erhebliche Kapazitätsreserven auf. 
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Verhältnis zum Gesamtnetz 

Das Projekt ist in engem Zusammenhang mit den beiden aktuell diskutierten, bzw. geplanten 

und realisierten Güter-Schnellbahntrassen Betuwe-Linie und Eiserner Rhein zu betrachten. 

Dabei sind diese beiden Trassen auch als Alternativen zur Abladeverbesserung am Rhein zu 

berücksichtigen.  

 

Alternativenprüfung 

Die Alternativenprüfung ist unvollständig. Einzige geprüfte Alternative ist die 

Abladeverbesserung auf der längeren Strecke zwischen Duisburg und Köln-Niehl.  

Die SUP-Richtlinie gibt vor, dass alle vernünftigen Alternativen geprüft werden müssen. 

Neben baulichen Alternativen sind auch nicht-bauliche Alternativen zu berücksichtigen. 

Folgende Alternativen kommen in Betracht  

• Ausbau rheinparalleler Verkehrsträger (Bahn) als alternative Transportkapazitäten 

zur Entschärfung von Engpässen infolge anhaltender extremer Niedrigwasser oder 

Havarien auf dem Rhein 

• Verbesserungen der Schiffstechnik durch Förderung flussangepasster Binnenschiffe 

mit geringerem Tiefgang bei gleicher Transportkapazität. Gemäß gesetzlicher 

Vorgaben sind alle relevanten Möglichkeiten zur Optimierung der Schiffe und der 

Schiffstechnik im Sinne des „Stand der Technik“ zu nutzen. 

• Weitere Konzepte der Abladeverbesserung: z.B. Reduktion der Fahrrinnen-Breite, 

Flexible Fahrrinne, Entschärfung von Engpässen durch Telematik 

 

Umweltauswirkungen 

Aufgrund der mangelhaften Informationsbereitstellung ist eine Stellungnahme zu den 

ökologischen Auswirkungen der geplanten Maßnahme kaum möglich. 

Die genannten Uferrückverlegungen sind ohne weitere Erklärung jedenfalls nicht 

verständlich, da dies eine Aufweitung des Gewässers bedeutet und damit die 

Ablagerungstendenz in der Fahrrinne verstärkt. Das Projekt wird daher eine Kombination mit 

anderen Maßnahmen sein, die allerdings nicht genannt werden. 

Im Projektdossier werden folgende Umweltauswirkungen genannt: 

Erhebliche Beeinträchtigung von zwei FFH-Gebieten ist nicht auszuschließen: 

• Durch das Vorhaben wird das FFH-Gebiet "Rhein-Fischschutzzonen zwischen 

Emmerich und Bad Honnef" tangiert, so dass aufgrund der zu erwartenden 

vorhabenbedingten Auswirkungen den LRT eine ehebliche Beeinträchtigung nicht 

gänzlich ausgeschlossen werden kann.  

• Bei Stürzelberg wird der strukturreiche, rezent überflutete grünlandominerte 

Rheinauenkomplex des FFH-Gebietes "Urdenbach - Kirberger Loch - Zonser Grind" 

randlich beansprucht, so dass erhebliche Beeinträchtigungen der naturnah 
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strukturierten Weidenufergebüsche und Silberweidenauwaldreste mit Sand- und 

Kiesbänken ebenfalls nicht ausgeschlossen werden können.  

Flächeninanspruchnahme durch Baggerflächen: 

• Bei Stürzelberg liegen die Baggerflächen teilweise innerhalb des NSG 

"Himmelgeister Rheinbogen".  

• Östlich von Krefeld und bei Stürzelberg liegen Baggerflächen randlich innerhalb eines 

unzerschnittenen BfN-Kernraumes (feucht).  

• Östlich von Krefeld liegen Baggerflächen innerhalb des LSG "Rheinuferbereich", 

Flächeninanspruchnahme durch Uferrückverlegung: 

• Im Bereich der Anpassung des Rheinufers bei Düsseldorf und Stürzelberg werden 

durch die Uferrückverlegung Flächen des ÜSG des Rheins in Anspruch genommen. " 

• Bei Düsseldorf und Stürzelberg werden Flächen des LSG "Stadtgebiet Düsseldorf" 

bzw. Flächen des LSG "Rheinaue mit Altarmen und Vorland" durch 

Uferrückverlegung beansprucht. 

Daraus folgt laut Projektdossier eine „mittlere Umweltbetroffenheit“. Diese aus der 

Bewertungssystematik des Umweltberichtes resultierende Bewertung ist irreführend. Die 

Betroffenheit von 2 FFH-Gebieten und einer Vielzahl von Schutzgebieten bedingt nach 

Ansicht der Naturschutzverbände auf jeden Fall eine „hohe Umweltbetroffenheit“.  

 

Die Prognosen der SUP-Gutachter beziehen sich dabei außerdem nur auf die 

Flächeninanspruchnahme. Dies wird der Gesamtproblematik in keiner Weise gerecht. 

Auswirkungen der Maßnahme auf grundwassergebundene Lebensräume in rheinnahen 

Auen (z.B. Zonser Grind / Urdenbacher Kämpe) durch mögliche Absenkung der 

korrespondierenden Grundwasserstände wurden nicht berücksichtigt. Außerdem führt die 

Verbesserung der Abladetiefe zu einer einseitigen Begünstigung großer Schiffseinheiten, die 

in der Folge Ausbaumaßnahmen in den Rheinhäfen bedingen. Ausbau- und Erweiterungen 

der Häfen am Rhein führen entsprechend der Lage in den Rheinauen in der Regel zur 

Zerstörung oder erheblichen Beeinträchtigung ökologisch wertvoller Gebiete. 

Es handelt sich zwar in Relation zur gesamten Strecke um drei relativ kurze Teilstrecken, 

insbesondere die Maßnahmenabschnitte Stürzelberg und Krefeld betreffen aber im Hinblick 

auf Naturschutzbelange sehr empfindliche Räume mit aktuell hochwertigen Uferstrukturen.  

Grundsätzlich ist entscheidend, ob die Fahrrinne in den betroffenen Abschnitten einfach 

tiefer gelegt wird, so dass Wasserstände und korrespondiere Grundwasserstände vor Ort 

und stromaufwärts der Anpassungsstellen absinken, oder ob die Sohle auf dem aktuellen 

Niveau verbleibt und mehr Tiefe z.B. durch Einengung erreicht werden soll. Außerdem ist 

natürlich von Bedeutung, was mit der Sohle geschehen soll (Sohlpanzerung?).  

Die FFH-Fischschutzzonen sind zweimal randlich, bei Stürzelberg ggfls. auch direkt 

betroffen. In beiden Fällen liegt der Eingriff am unteren Ende der FFH-Abschnitte. Wenn es 

durch die Maßnahmen zu Wasserspiegelabsenkungen kommen sollte, so wirken sich diese 

insbesondere stromaufwärts aus und betreffen damit direkt die FFH-Uferabschnitte mit ihren 

Flachwasserzonen. Die Auswirkung auf die Wasserstände, insbesondere im Abflussbereich 

unter Mittelwasser, ist deshalb ein wichtiger Punkt zur Beurteilung der Maßnahmen. In ihren 
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Grundsatzpapieren betont die WSV allerdings, dass Wasserstandsneutralität zwingende 

Randbedingung sei.  

Möglicherweise handelt es sich aber zum Teil auch um Erosionsstrecken mit aktuell 

sinkenden Sohlniveaus. Dann ist es theoretisch durchaus denkbar, dass man mit 

Anpassungsmaßnahmen Synergien erreichen kann und auch aus Naturschutzsicht positive 

Effekte erzielen kann.  

 

Maßnahmenabschnitt Krefeld 

Bei Krefeld sollen Baggerarbeiten stattfinden, scheinbar aber nur am linken Ufer. Hier wird 

die mögliche Beeinträchtigung des angrenzenden NSG „Die Spey“ nicht erwähnt.  

 

 

12) BK-4606-0066 Brachfläche und Rheinufer nördlich der Bataverstraße (LSG, 

versch. Schutz, §) Durchzugsgebiet für Wasservögel. Die vegetationsarmen Kiesufer 

und Flachwasserzonen sind Lebensraum einer vielfältigen, spezialisierten Tier- und 

Pflanzenwelt.  

13) BK-4606-0068 Deichvorland und Rheinufer nordwestlich des Yachthafens (LSG, 

Schutzstatus, §) Schutzwert durch kleinräumiges Nebeneinander unterschiedlich 

bewirtschafteter Grünlandflächen und z.T. blütenreicher Brachen, Verbindung mit 

naheliegenden NSG "Die "Spey" und "Maigrund" beim Erhalt episodisch überfluteter 

Rheinuferabschnitte und Auenstrukturen.  

14) BK-4606-910 NSG Die Spey (NSG, §) Strukturreicher, rezent überfluteter 

grünlanddominierter Rheinauenkomplex. Überflutungsbereich teilweise noch 

naturnah strukturiert. Gebiet ist charakteristischer Ausschnitt der 

Rheinauenlandschaft mit vielfältiger Lebensraumausstattung und den dazugehörigen 

auentypischen Pflanzen- und Tiergemeinschaften.  

15) BK-4606-001 Rheinufer Bockum (LSG) Basaltsteine, artenarm 
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16) BK-4606-201 Linkes Rheinufer im Bereich des NSG "Spey" (LSG, 3% NSG und 

NSG Erweiterungsvorschlag), Teil des FFH-Gebietes "Rhein-Fischschutzzonen 

zwischen Emmerich und Bad Honnef". Überwiegend unverbaute Ufer, flache, kiesig-

sandige Uferzonen, Ruhigwasserbereiche zwischen den Buhnen und den steinigen 

Buhnen/Buhnenköpfen. Lebensraum und Trittstein (im Sinne eines Stepping-Stone-

Konzeptes) für rheintypische Fischarten. 

Der Umsetzungsfahrplan2, in dem die mindestens erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung 

der Bewirtschaftungsziele nach §§ 27 bis 31 des Wasserhaushaltsgesetzes dargestellt sind, 

sieht für den betroffenen Bereich strukturverbessernde Maßnahmen vor. 

Insgesamt ist in diesem Bereich ein erhebliches Konfliktpotential gegeben. Entscheidend ist, 

was hier konkret geplant ist. 

 

Maßnahmenabschnitt „Rheinknie Düsseldorf“ 

Im Abschnitt vor dem Rheinknie in Düsseldorf sind auf der rechten Seite hochwertige 

Kiesufer und strukturreiche Buhnenfelder mit Kiesufern betroffen. Diese sind gerade im 

Ballungsraum im Sinne eines ökologischen Korridors besonders bedeutsam.  

Auch hier sieht der Umsetzungsfahrplan für den betroffenen Bereich strukturverbessernde 

Maßnahmen vor. 

Ohne genaue Kenntnis der geplanten Maßnahmen ist eine Beurteilung der Auswirkungen 

hier kaum möglich. Entscheidend ist, was konkret geplant ist  

 

Maßnahmenabschnitt Stürzelberg 

Bei Stürzelberg ist von Baggerflächen die Rede. Während das Ufer rechts einförmig befestigt 

ist, gibt es links hochwertige tiefe Buhnenfelder, die zum Teil noch zum FFH-

Fischschutzgebiet gehören. Scheinbar sollen an beiden Seiten Maßnahmen erfolgen, die 

rechts zudem auf das NSG Himmelgeister Rheinbogen übergreifen sollen. Es erschließt sich 

nicht, was das konkret bedeuten kann. Rechtsseitig muss eine Auflockerung der 

Ufersituation nicht grundsätzlich schaden. Es hängt also auch davon ab, wie das Ufer 

anschließend aussieht. Wichtig ist hier, ob es zu Beeinträchtigungen des 

zusammenhängenden NSG—Freiraumkorridors von den Urdenbacher Kämpen über das 

Zonser Grind bis zum Himmelgeister Rheinbogen kommt, dessen Qualität hier wesentlich 

auch von der zweimaligen Querung des Rheins geprägt wird. Der Zustand der Uferstrecken 

ist entsprechend wichtig.  

Der Umsetzungsfahrplan sieht für den betroffenen Bereich strukturverbessernde 

Maßnahmen vor. 

 
2 Erstellung eines Umsetzungsfahrplans zur Herleitung hydromorphologischer Maßnahmen für die 
Planungseinheit PE_RHE_1500 (Rheinhauptlauf) im Teileinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord 
http://www.rheingraben-nord.nrw.de/index.php/Rheingraben-
Nord/Kooperationen_und_Umsetzungsfahrplaene/Regionale_Kooperation_Hauptgewaesser_Rhein  
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34) BK-4806-904 NSG Himmelgeister Rheinbogen (NSG) Biotopkomplex einer durch 

Buhnenfelder strukturierten Gleituferzone mit typischen Resten der Weich- und 

Hartholzaue. Biotopmosaik ergänzt durch Magerwiesenzone, Weideland (alte 

Kopfweidenbestände und gut erhaltenem Flutrelief), Ackerland und Parkanlage mit 

exotischen Gehölzen. Einige Kleingewässer. Größere Pappelkulturen, Ahorn- und 

Robinienforste sowie junge Laubholz-Aufforstungen. Auf dem Deich ist z.T. eine 

artenreiche Magerwiesenvegetation ausgebildet.  

35) BK-4806-202 Rheinufer im Bereich des NSG "Zonser Grind" (LSG, 3% NGS + 

Erweiterungsvorschlag, §) Teil des FFH-Gebietes "Rhein-Fischschutzzonen zwischen 

Emmerich und Bad Honnef" und bildet durch überwiegend unverbaute Ufer, flache, 

kiesig-sandige Uferzonen, Ruhigwasserbereiche zwischen den Buhnen und steinige 

Buhnen/Buhnenköpfen einen wichtigen Lebensraum und Trittstein (im Sinne eines 

Stepping-Stone-Konzeptes) für rheintypische Fischarten.  

36) BK-4807-999 NSG Zonser Grind (NSG) Grünlanddominierte Rheinschlinge, bei 

Hochwassern jährlich überflutetes strukturreiches Gebiet, Schwankende 

Wasserstände und Überflutungen ermöglichen naturnahe Strukturen und teilweise 

auch jährliche Substratumlagerungen. Diese Auendynamik - welche zunehmend 

eingeschränkt wird - ermöglicht die Existenz entsprechender Pionier- und 

Auenvegetation. 

 

EU-Wasserrahmenrichtlinie und FFH-Richtlinie 

Das Projekt W27 steht in Konflikt mit den Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie 

(Verschlechterungsverbot und Verbesserungsgebot) und der FFH-Richtlinie.  

Es ist in jedem Fall zumindest mit einer Verringerung des ökologischen Potenzials zu 

rechnen, wenn die Fahrrinne erweitert wird.  

~
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Das ökologische Potential des Rheins ist im hier betroffenen Abschnitt als „schlecht“ 

eingestuft3. Ausschlaggebender Faktor ist dabei das Makrozoobenthos. Diese Einstufung 

dürfte weitere Eingriffe erschweren4, weil jede weitere Änderung bezüglich des 

Makrozoobenthos, sei sie noch so minimal, eine Verschlechterung darstellt und mit den 

strengen Prüfkriterien nach Art.4.7 WRRL (inkl. 4.8. und 4.9.) vereinbar sein muss. 

Erhebliche Beeinträchtigungen von zwei FFH-Gebieten sind auch nach Einschätzung der 

SUP-Gutachter nicht auszuschließen. (Vgl. hierzu Kapitel 10) 

 

 
3 vgl. Steckbriefe der Planungseinheiten in den nordrhein-westfälischen Anteilen von Rhein, Weser, 
Ems und Maas - Bewirtschaftungsplan 2016-2021 - Oberflächengewässer und Grundwasser - 
Teileinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord 
http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/WRRL/Bewirtschaftungsplan/2016-
2021/Planungseinheitensteckbriefe#Planungseinheitensteckbriefe 
4 Vgl. Urteils des EuGH vom 1.7.2015; C-461/13 
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Vorbemerkung 
 

Die Vertiefung der Fahrrinne zwischen Duisburg und Köln wird im Zusammenhang mit dem Ausbau der 
Binnenhäfen als politisches Ziel formuliert – unter anderem im „Wasserstraßen- und Hafenkonzept 
NRW“ (MBWSV 2008)1, in der „Düsseldorfer Liste“ (MBVWS 2013)2 und im Koalitionsvertrag3 von SPD / 
Die Grünen NRW. Zwischenzeitlich wurde das Projekt „Rhein – Abladeverbesserung und Sohlenstabilisie-
rung zwischen Duisburg – Köln/Niehl“ für den Bundesverkehrswegeplan 2015 angemeldet. Nähere Anga-
ben zu den dafür erforderlichen Maßnahmen im und am Strom sind derzeit nicht verfügbar. Ferner fehlen 
weiterhin Informationen zum Stand der ökologischen Anpassung der Unterhaltung, deren Umsetzung 
gemäß des aktuellen Bewirtschaftungsplans (Planungseinheiten-Steckbrief für den Rheingraben Nord)  
für 2012 angekündigt war.   

Der Rhein ist nicht nur eine (Bundes-)Wasserstraße, sondern mit seinen verbliebenen Auen auch ein viel-
seitiger Lebensraum, den es gemäß der Anforderungen des Natur- und Gewässerschutzes zu erhalten und 
ökologisch zu entwickeln gilt. Die EG-Wasserrahmenrichtlinie und die EG- Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie geben diesbezüglich klare Vorgaben: Grundsätzlich soll der gute Zustand des Rheins bis 2015 
erfüllt sein. Für die gewässerabhängigen Schutzgebiete ist der gute Erhaltungszustand sicherzustellen. 
Die Inanspruchnahme von Ausnahmen ist an die Einhaltung strikter Anforderungen gekoppelt und erfor-
dert in jedem Fall Transparenz und Maßnahmen des Gewässer- und Naturschutzes. Über Arbeiten und 
Planungen im und am Fluss ist entsprechend des EU-weit geltenden Rechts frühzeitig zu informieren, 
damit die anerkannten Naturschutzverbände hierzu Stellung nehmen können. Generell ist eine zusätzli-
che Beeinträchtigung des Rheins zu vermeiden, Nutzungen sind gewässerverträglich zu gestalten.   

Die vertiefte Ausarbeitung einer Verbändeposition soll erfolgen, sobald hinreichend genaue Angaben für 
eine Einschätzung des Vorhabens im Hinblick auf Ökologie und Naturschutz verfügbar sind.  

Im vorliegenden Dokument sind die grundlegenden Daten und Aspekte soweit derzeit verfügbar und ab-
sehbar zusammengestellt. Auf dieser Basis erfolgt eine vorläufige Bewertung und Ableitung grundlegen-
der Positionen zu dem Vorhaben. Diese sind zu konkretisieren, wenn entsprechende Informationen zum 
Vorhaben vorliegen.  
                                                            
1 Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes NRW (2008): Wasserstraßenverkehr, Binnenhäfen und Logistik 

in Nordrhein‐Westfalen Fortschreibung des Wasserstraßenverkehrs‐ und Hafenkonzeptes Nordrhein‐

Westfalen. Abrufbar unter: 

http://www.mbwsv.nrw.de/verkehr/strasse/Strassenverkehr/container/Hafenkonzept.pdf, Seite 7 

2 Diese von mehreren Bundesländern unterstützte Liste enthält ausgewählte Projekte zur Stärkung der Binnen‐

häfen, die von dem Bund umzusetzen sind. So wird von den Rheinanliegenden Bundesländern die durchgehen‐

de Sicherstellung einer Fahrrinnentiefe von 2,80 Meter bis Koblenz postuliert. Vgl. MBWSV (2013): Nationales 

Hafenkonzept für die See‐ und Binnenhäfen. Gemeinsame Liste von Infrastrukturprojekten der Binnenländer 

zur Stärkung der Binnenhäfen (Düsseldorfer Liste). Abrufbar unter: 

http://www.mbwsv.nrw.de/presse/pressemitteilungen/Archiv_2013/2013_11_18_D__sseldorfer_Liste/mbwsv

18112013_Anlage.pdf, Seite 3 

3 NRWSPD – Bündnis 90/Die Grünen NRW: Koalitionsvertrag 2012‐2017.Abrufbar unter: fi‐

le:///C:/Users/Wassernetz/Downloads/Koalitionsvertrag_2012‐2017.pdf; Seite 69 
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1  Anlass und Gegenstand 
 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) erarbeitet derzeit den neuen 
Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2015. Für den Bereich Wasserstraßen wurden neben der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes mit Schreiben vom 27.07.2012 auch die Bundesländer aufgefordert, 
Projekte zur Bewertung anzumelden.  

Unter Beteiligung der Regionalräte, der Industrie- und Handelskammern und der Kommunen sowie in 
Abstimmung mit der Generaldirektion Wasserstraßen - Außenstelle West – legte das Ministerium für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen dem BMVBS eine Liste 
mit Infrastrukturprojektvorschlägen vor. Für den Bereich Wasserstraße (= Meldung 1. Stufe für den Be-
reich Wasserstraße) enthält die Liste im Abschnitt „3. Neue Projektvorschläge für den BVWP“ unter der 
laufenden Nummer 9 das Projekt „Rhein – Abladeverbesserung und Sohlstabilisierung zwischen Duisburg 
– Köln/Niehl (bzw. auch bis Bonn ohne Kostenschätzung)“.  

Die Naturschutzverbände waren in dem Verfahren zur Aufstellung der Projektliste Wasserstraßen bis dato 
nicht beteiligt. Die vorliegende Arbeit soll Grundlagen für die Positionierung der Verbände zum Projekt 
„Abladeverbesserung Duisburg-Köln“ und ihre Beteiligung im weiteren Verfahren der Aufstellung des 
BVWP bereitstellen. 

Das Papier gibt einen Überblick über die geplanten Ausbaumaßnahmen (Kapitel 2) und eine Einschätzung 
der wichtigsten Probleme / Auswirkungen auf die Ökologie des Gewässers und den Naturschutz am Fluss 
(Kapitel 3). Die Planung wird im Hinblick auf die einschlägigen umwelt- und gewässerrechtlichen Aspek-
te beleuchtet (Kapitel 4). Auswirkungen auf weitere gesellschaftlich relevante Aspekte wie Naherholung 
und Wirtschaft werden, soweit relevant und inhaltlich eingrenzbar aufgenommen (Kapitel 5). Grundle-
gende Alternativen werden benannt. 

Auf dieser Basis werden die Hauptlinien einer Verbändeposition ausgearbeitet und die Argumente (gegen 
das Vorhaben) aufbereitet und inhaltlich fundiert. 

 

Politischer Hintergrund 

Die rot-grüne Landesregierung NRW setzt sich im Koalitionsvertrag das Ziel, die Binnenschifffahrt zu 
stärken und die Verlagerung von Gütertransporten auf die Binnenschifffahrt zu forcieren. Konkret stehen 
für die Koalition neben weiteren Maßnahmen die „Vertiefung der Fahrrinne des Rheins bis Köln“ und ein 
„abgestimmtes Ausbaukonzept für die Binnenhäfen in NRW“ im Vordergrund.  

Gemäß Wasserstraßen- und Hafenkonzept NRW (2008) soll das Ziel „weitere Verbesserung der Ablade-
tiefe auf dem Streckenabschnitt Duisburg – Köln“ im Zuge der Unterhaltung erreicht werden. In der 
geplanten Fortschreibung des NRW-Hafenkonzeptes soll die Rheinvertiefung berücksichtigt werden. 

Die Länder Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und NRW propagieren mit der soge-
nannten „Düsseldorfer Liste“ eine Liste von Infrastrukturmaßnahmen zur Stärkung der Binnenhäfen. 
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Darin fordern sie die „Sicherstellung von 2,80m von Duisburg bis Koblenz“, die folgerichtig Ausbaumaß-
nahmen über Köln hinaus nicht ausschließen würden. 

Die Initiative Metropolregion Rheinland, ein Zusammenschluss im Wesentlichen der Kommunen und der 
Industrie- und Handelskammer (IHK) der Region, greift die Düsseldorfer Liste auf und formuliert für ihre 
Region das Ziel „Herstellung einer durchgängigen Fahrrinnentiefe von 2,80 von Duisburg bis Bonn“. 

Die Naturschutzverbände waren in dem Verfahren zur Aufstellung der Projektliste Wasserstraßen bis dato 
nicht beteiligt. Die vorliegende Arbeit soll die Grundlagen für die Positionierung der Verbände und ihre 
Beteiligung im weiteren Verfahren der Aufstellung des BVWP bereitstellen. 



7 

 

2  Geplante Maßnahmen 
 

2.1  Ausgangssituation 
Der Abschnitt Köln - Duisburg der Wasserstraße Rhein wird derzeit bei einer Fahrrinnenbreite von 150m 
auf eine Fahrrinnentiefe von 2,50 m unter GlW20 unterhalten (Wasserstraßenklasse VIc). Der flussab-
wärts folgende Abschnitt von Duisburg bis zum wichtigsten Überseehafen Rotterdam ist auf die Fahrrin-
nentiefe 2,80 m unter GlW20 ausgebaut. Flussaufwärts von Köln sind die Fahrrinnenabmessungen bei 
örtlichen Einschränkungen 120 m Breite und 2,50 m Tiefe bis Koblenz. Weiter stromaufwärts verringert 
sich die Tiefe auf 2,10 m und abschnittsweise – Inselrhein im Rheingau – auf 1,90 m. Für den Inselrhein 
laufen Planungen für den Ausbau auf durchgängig 2,10 m.  

Der Projektvorschlag des Landes NRW und der WSV zum BVWP beinhaltet verschiedene Varianten der 
Sohlstabilisierung und der Vergrößerung der Abladetiefe im Rheinabschnitt zwischen Duisburg und Köln-
Niehl bzw. Bonn: a) Abladetiefe 2,70 m, b) Abladetiefe 2,80 m, c) Abladetiefe 2,60 m, d) Abladetiefe 2,50 
m bis Köln-Wesseling (Substanzerhaltung / Nullvariante). Betrachtet wird offenbar auch eine abgestufte 
Variante über z.B. 2,80 m bis Neuss und stufenweise geringere Ziele bis Köln.  

Nach mündlicher Auskunft der GD Wasserstraßen – Außenstelle West ist der Abschnitt flussaufwärts von 
Köln-Niehl inzwischen nicht mehr Gegenstand der Betrachtung, weil die angestrebte Tiefe morphologisch 
bedingt nicht realisiert werden könne.  

Konkrete Unterlagen zu den dafür notwendigen Maßnahmen sind derzeit nicht verfügbar. Die Projektvor-
schläge enthalten ausschließlich die genannten Ausbauziele. Fragen der Realisierbarkeit und der Investi-
tionskosten werden derzeit im Rahmen einer Machbarkeitsstudie bzw. eines sogenannten Quickscan zum 
BMVWP im Auftrag des BMV bearbeitet. Projekte, die in diesem Rahmen den Effizienzkriterien nicht ge-
nügen, sollten Anfang 2015 aussortiert, eine entsprechende Liste veröffentlicht werden. Für die übrigen 
Vorhaben soll die Hauptbewertung im Herbst 2015 vorliegen.   

Innerhalb der WSV gibt es nach unserer Einschätzung bereits konkretere Vorstellungen, wie das Ausbau-
ziel auf dem betreffenden Rheinabschnitt realisiert werden kann. Diese werden aber als interne Grundla-
ge für die in Arbeit befindliche Machbarkeitsstudie deklariert und solange der Auftrag läuft nicht heraus-
gegeben.  

 

2.2  Abladeverbesserung 
 
2.2.1 Grundlagen 

„Abladeverbesserung“ zielt grundsätzlich auf die Erhöhung der Lademenge bzw. der Ausnutzung der La-
dekapazität der Güterschiffe (Abladung). Bei voller Abladung erreicht das Schiff seinen maximalen Tief-
gang. Ist dieser Tiefgang größer als die abflussabhängig verfügbare Fahrrinnentiefe, muss die Abladung 
entsprechend reduziert und damit der Tiefgang angepasst werden, damit das Schiff nicht auf Grund läuft.  

Eine Abladeverbesserung, also die Erhöhung der Ausnutzung der Ladekapazität der Schiffe, kann grund-
sätzlich auf verschiedenen Wegen erreicht werden:  
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·· ng für verschie 

Beförderungskapazität 
j~ s ctiffsgröße _ 3,50 m % 2,80 m % 2,50 m % 2,00 m % 1,50 m % 

L. 135,00 X B. 11.45 3700 t 100 2600 t 70 2225 t 60 1475 t 40 750 t 20 

L. 110,00 x B. 11,40 3000 t 100 2100 t 70 1800 t -"60 1200 t 40 600 t 20 ~--- . 
L. 85,00 X B. 9,50 1350 t 100 1350 t 100 1350 t 100 930 t 69 570 t 42 

L. 67,00 X B. 8,20 1000 t 100 1000 t 100 1000 t 100 670 t 67 420 t 42 

L = Länge / B = Breite / % = in % von max. Abladung 

Q.Jelle: VBW (Weska) 

Insbesondere für große Schiffe ist die Einschränkung bei Niedrigwasser am stärksten. 

Nutzbarkeit • Verkehr+Schiffe • Verwundbarkeit • Verbesserungen • Handlungsansätze 
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2.2.2 Konkreter Abschnitt Köln-Duisburg 

Konkret ist uns nicht bekannt, was auf der Strecke Köln-Duisburg baulich erforderlich wäre und in wel-
chem Umfang bzw. Flächenanteil das Flussbett betroffen wäre. Wesentliche Teile der Strecke entspre-
chen offenbar bereits den Anforderungen an die Ausbautiefe 2,80m. Nach mündlicher Aussage eines 
Mitarbeiters der GD Wasserstraßen, Außenstelle West ist „deutlich weniger als ein Drittel“ der Strecke 
überarbeitungsbedürftig.  

Grundsätzlich sollen die „lokalen Engpässe durch spezifische, örtliche Maßnahmen“ beseitigt werden. Die 
Engpässe stellen sich dabei unterschiedlich dar. Einschränkungen der Ausbautiefe können schwellenartig 
über die gesamte Fahrrinnenbreite gegeben sein (Fehltiefe) oder nur einen Teil der Fahrrinnenbreite be-
treffen (Fehlbreite), sie können als dauerhafte, strukturelle „Untiefen“ oder als temporäre / periodische 
Sedimentablagerungen auftreten. Entsprechend werden spezifische, auf die jeweilige Situation zuge-
schnittene Maßnahmen zur Anwendung kommen müssen. Die Effekte auf Morphologie, Hydrologie Sedi-
mentdynamik und Ökologie des betroffenen Flussabschnittes sind deshalb voraussichtlich im wesentli-
chen Einzelfallbezogen darzustellen und zu bewerten.  

DIE WSD-West konstatiert auf ihrer Website unter dem Titel „Wasserbau heute“:  

„Heute stellt sich die Frage, wie die Ausbau-, Unterhaltungs- und Betriebsgrundsätze für den Rhein in den 
nächsten Jahren weiter entwickelt werden können. Eine generelle Vertiefung oder gar Verbreiterung der 
bisher vorgehaltenen Fahrrinne für die zukünftig größeren Schiffe ist aufgrund der natürlichen Gegeben-
heiten technisch und wirtschaftlich nicht vertretbar. Unsere zukünftige Strategie wird es also sein, den 
vorhandenen Verkehrsraum optimal zu bewirtschaften.  

Hierzu gibt es wasserbauliche Konzepte:  

Engpassanalyse 
In weiten Bereichen des Rheins sind die tatsächlich vorhandenen Fahrwassertiefen und -breiten größer als 
die angestrebten Fahrrinnenabmessungen. Sie sind aber nicht nutzbar, weil bestehende Engpässe Ablade-
beschränkungen erfordern. Dazu ist die systematische Erkennung der Engpässe erforderlich, wobei die 
Sohlstruktur und das -substrat genau zu erfassen sind. Zur Engpassanalyse gehören aber auch Unfallana-
lysen und Befragungen der Schiffsführer nach ihrem Fahrverhalten. Hieraus können kurzfristig wirksame 
Handlungsschritte abgeleitet werden, wie Empfehlungen zum Verkehrsverhalten oder für Unterhaltungs-
maßnahmen. Erst danach ist zu prüfen, ob es technisch und wirtschaftlich möglich und ökologisch sinnvoll 
ist, die Engstellen durch weitere Ausbaumaßnahmen zu beseitigen.  

- Auslassung –  

„Unser Ziel geht weniger dahin, einen sog. "Vollausbau" mit größeren Fahrrinnenabmessungen zu errei-
chen, als vielmehr ein dynamisches Gleichgewicht herzustellen und zusätzlich alle Kapazitäten der Was-
serstraße durch Anwendung moderner Technik auszunutzen. So wird die Verknüpfung von wasserbaulichen 
Aufgaben mit verkehrswirtschaftlichen Effekten immer enger.“4  

 

                                                            
4 Abrufbar unter: http://www.wsd-west.wsv.de/wasserstrassen/verkehrsweg_rhein/wasserbau/Wasserbau_-_heute/index.html 
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Niedrigwasser- / Mittelwasser-Engstellen 
Der verkehrswirtschaftliche Effekt einer Flussbaumaßnahme ist umso größer, je größer die Auswirkung 
auf die Transportkapazitäten. Ein Engpass im Niedrigwasserbereich wirkt sich im Durchschnitt an deut-
lich weniger Tagen im Jahr begrenzend aus als ein Engpass, der bereits bei den häufigen Abflüssen im 
Mittelwasserbereich wirkt. Traten bei den kleineren Schiffen mit geringem Tiefgang Tiefen-Engpässe erst 
bei niedrigen Abflüssen auf, ist dies bei dem immer größeren Tiefgang der Schiffe heute bereits bei im-
mer höheren Abflüssen der Fall. Deshalb verschiebt sich der Schwerpunkt der relevanten Engpasssituati-
onen in Richtung Mittelwasserabflüsse. 5 

Flussbauliche Konsequenzen - Die Konsequenz dieser Verschiebung der Problemschwerpunkte für die Art 
der Maßnahmen ist nicht ohne weiteres absehbar. Grundsätzlich werden flussbauliche Maßnahmen wei-
terhin darauf zielen, den Abflussquerschnitt einzuengen, um den verfügbaren Wasserstand anzuheben 
und den Druck auf die Sohle zu erhöhen. Dies kann insbesondere durch Verlängerung der Buhnen oder 
die Anlage von Parallelwerken erfolgen.  

 

Überkapazitäten? 
„In weiten Bereichen des Rheins sind die tatsächlich vorhandenen Fahrwassertiefen und -breiten größer 
als die angestrebten Fahrrinnenabmessungen.“ (Zitat von der Website der GD Wasserstraßen, Außenstelle 
West).  
Lassen sich in diesen Abschnitten die flussbaulichen Maßnahmen zurückfahren, mehr Raum für Fluss-
/Sedimentdynamische Vorgänge an Ufer und Sohle einräumen? Unabhängig davon, ob es sich um „natür-
liche Abmessungen“ (diese sind am Niederrhein im Prinzip nicht mehr vorhanden) oder ausbaubedingte 
Abmessungen handelt, eröffnet die Situation potenziell Spielräume für Prozesse, die nicht im Dienste der 
Sicherheit und Leichtigkeit der Schifffahrt kontrolliert werden müssen.  
 
 

 

                                                            
5 Die Relation Abflussmenge zu Wassertiefe entwickelt sich örtlich sehr unterschiedlich. In einem Abschnitt mit 

einem breiten, flachen Abflussquerschnitt hat eine Verringerung des Abflusses eine nur relativ geringe Absen‐

kung des Wasserspiegels zur Folge. In einem schmalen Gesamtquerschnitt (und entsprechend tieferen Profil) 

bewirkt dieselbe Abflussreduzierung eine wesentlich größere Wasserspiegelabsenkung.) Das Mittelwasserbett 

dürfte durch die Buhnen weithin standardisiert sein. Je weiter Richtung Niedrigwasser, desto stärker dürften 

örtliche Ausprägungen des Flussbettes wirksam werden. 
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2.2.3 Weiterführende Konzepte 

Weiterführende Konzepte / Ansätze, die in der WSV diskutiert oder erprobt werden, und ihre Bewertung 
aus Sicht des Naturschutzes: 

„Rinne in der Rinne“  

Um in anhaltenden Niedrigwasserphasen den Schiffsverkehr aufrecht zu erhalten, soll innerhalb der 
Fahrrinne eine schmalere Rinne ausgetieft werden, die ggfls. „einspurig im Wechsel“ genutzt werden 
kann. Dieser Ansatz ist entstanden im Kontext der Anpassungsstrategie für die Wasserstraße an den Kli-
mawandel und zu erwartende längere Andauer extremer Niedrigwasserphasen. 
Bewertung: Für begrenzte Engpassabschnitte erheblich geringerer Eingriff als Vertiefung auf ganzer Brei-
te. Entspricht dann im Prinzip der Akzeptanz einer Fehlbreite in dem betroffenen Abschnitt. Könnte ent-
sprechend zum Belassen von Fehlbreiten genutzt werden. Tatsächlich aber eher als zusätzliche Austie-
fung einer durchgängigen Rinne in der vorhandenen Fahrrinne diskutiert, die zusätzlichen Spielraum für 
Tiefgang und entsprechend Abladung bei niedrigen Abflüssen schaffen soll. In dieser Form resultiert dar-
aus eine erhebliche Vergrößerung des Abflussquerschnittes mit allen negativen Folgen für Wasserstand, 
Bindung von Abflussanteilen in der Fahrrinne etc. Für sich genommen erhebliche Verschlechterung des 
ökologischen Potenzials. 

Mehr Tiefe bei weniger Breite 

Die aktuelle Entwicklung der Konstruktion und Ausrüstung der Schiffe ermöglicht sicheres navigieren in 
engeren Querschnitten. Auf wesentlichen Streckenabschnitten wird nur ein Teil der aktuellen Fahrrinnen-
breite benötigt (WASSERMANN et al. 2010). Daraus wird Potenzial abgeleitet, die Fahrrinnenbreite einzu-
schränken zugunsten größerer Tiefe. WASSERMANN et al. (2010) belegen für einzelne bekannte Tiefeneng-
stellen, dass bei niedrigem Wasserstand ca. 1/3 weniger Fahrrinnenbreite ausreichen würde. Damit würde 
der Anteil der Rheinsohle, der als Fahrrinne unterhalten werden muss, geringer. Bei höheren Wasserstän-
den wird zudem durch die größere Uferferne der Wellendruck verringert.  
Bewertung: eine Verringerung der vorgehaltenen und unterhaltenen Fahrrinnenbreite ist grundsätzlich 
positiv: größerer Flächenanteil der Sohle und des Wasserkörpers von Unterhaltungsmaßnahmen und 
Bugstrahl etc. unbeeinflusst/weniger beeinflusst; Verringerung der Baggermengen bei der Unterhaltung.
  
Größere Tiefe: in Verbindung mit Einengung relativ geringer Effekt auf den Wasserstand; der Abfluss-
querschnitt wird nicht/weniger vergrößert, der Wasserstand nicht/weniger stark beeinflusst. In Abhän-
gigkeit von der Relation Einengung zu Vertiefung örtlich im Einzelfall zu bewerten; ggfls. sogar im Hin-
blick auf den Wasserstand positiv. Die Einengung wird aber in der Regel den Druck auf die Sohle erhöhen. 
  
Beschränkung der Unterhaltung auf Teile der heutigen Fahrrinnenbreite könnte Spielräume für Sohlendy-
namik, Kolke und wandernde Ablagerungen etc. ermöglichen, wenn die Einengung flexibel in Reaktion 
auf die Sohlendynamik angepasst werden kann; der Spielraum für solche Szenarien sollte mit der Weiter-
entwicklung von Telematik und Antriebstechnik theoretisch zunehmen.   
Wesentlich positiver in der Bilanz allerdings dann, wenn weniger Breite bei gleichbleibender Tiefe einge-
richtet wird. Sprich, Anpassung / Reduzierung der Fahrrinnenbreite auf das abschnittspezifisch notwen-
dige Maß ergibt ggfls. erhebliche Optimierungspotenziale! Dies wird allerdings von der GD Wasserstra-
ßen, Außenstelle West verneint. Sie hält den Aspekt für überbewertet, sieht nur sehr örtlich Potenziale, 
Telematik und Schiffstechnik höchstens als Ergänzung zum notwendigen Ausbau (Landtag NRW, APr 
16/463 vom 11.02.2014). 
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Flexible Fahrrinne  

Aufgabe der standardisierten, durchgängigen Fahrrinnenbreite zugunsten einer flexiblen oder wechseln-
den Ausgestaltung nach den örtlichen Erfordernissen auf Basis einer höheren Frequenz der Erhebung der 
relevanten Sohlendaten und der Aktualisierung des digitalen Wasserstraßen-Informationssystems.  
Bewertung: konsequente Weiterführung des Ansatzes „Reduktion der Breite“ durch zusätzliche Berück-
sichtigung örtlicher Erfordernisse und der Entwicklung der Sohle. Grundsätzlich positiver Ansatz; Grö-
ßenordnung der Anwendungsmöglichkeit nicht bekannt. 

Entschärfung von Tiefenengpässen mittels Telematik (z.B. ARGO) 

Bekannte Engpässe werden detailliert und in engem Zeitraster vermessen; die aktuellen Sohlendaten 
werden mit Wasserstandsdaten und Schiffsdaten verschnitten und eine optimale Kursführung zur Nut-
zung der Route größter Tiefe berechnet. Zusätzlich Verkehrsberatung für Engstellen denkbar, die z.B. die 
Passage mehrerer oder sich begegnender Schiffe koordiniert.  
Bewertung: aufwändig; derzeit wohl keine Maßnahme zur großräumigen Anwendung sondern auf weni-
ge, spezielle Engpasssituationen beschränkt.  
 

Wenn und soweit eine flexible Anpassung / Reduzierung der Fahrrinnenbreite im Hinblick auf die Was-
serstraße machbar ist, ist sie unabhängig von einer Fahrrinnenvertiefung sowohl aus wirtschaftlichen wie 
aus ökologischen Gründen auch umzusetzen (WRRL Verbesserungsgebot, Alternativenprüfung mit Kos-
ten-Nutzen-Relation, Minimierungsgebot).  

Folgerung: Die Naturschutzverbände fordern eine systematische Analyse des Niederrheins im Hinblick 
auf Möglichkeiten, die zu unterhaltende Fahrrinnenbreite sowie die flussbauliche Regulierung allge-
mein und in den Abschnitten mit „Überkapazität“ des Flussbettes im Besonderen zu reduzieren.  
 
 
Als mögliche Alternative zum immer weiteren Ausbau der Fahrrinnen-Tiefe ist grundsätzlich auch das 
Konzept besser flussangepasster Binnenschiffe zu betrachten. In den letzten 20 Jahren wurden aus un-
terschiedlichen Motivationen heraus und mit entsprechend unterschiedlichen Zielen umfangreiche For-
schungen und Modellstudien zu innovativen Schiffen und innovativer Schiffstechnik unternommen. Wei-
teres dazu in Kapitel 7.2.  
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2.3  Sohlenstabilisierung 
 
2.3.1 Grundlagen 

Die natürliche Sohle des Stroms unterliegt laufenden Veränderungen. Geschiebetransport mit der Strö-
mung und damit verbundene Erosions-, Um- und Ablagerungsprozesse im Flussbett gehören zu den cha-
rakteristischen und das Ökosystem prägenden Vorgängen. Dynamische Kies- und Sandbänke bieten Pio-
nierstandorte, Laichplätze und Strukturelemente.  

Die laufende dynamische Veränderung des Flussbettes steht grundsätzlich im Konflikt mit den Ansprü-
chen an die Berechenbarkeit, Standardmaße und Konstanz der Wasserstraße. Dieses grundsätzliche Prob-
lem wird abschnittsweise überlagert und verstärkt durch die Tendenz der Sohle zur fortschreitenden Ein-
tiefung infolge Geschiebedefizits sowie die Einengung und Festlegung des Abflussquerschnitts. Insbeson-
dere eine ungleichmäßige Eintiefung der Sohle sowohl im Querprofil als auch im Längsprofil des Flusses 
kann Probleme für die Fahrrinne verursachen, indem höher liegende Teile der Sohle als Rücken oder 
Schwellen die zu garantierende Fahrrinnentiefe gefährden.  

Die aktive Stabilisierung der Sohle zielt daher darauf, insbesondere die ungleichmäßige Eintiefung der-
selben zu unterbinden.  

Die ungleichmäßige Sohlenentwicklung im Querschnitt z.B. mit der Ausbildung von tiefen Rinnen und 
Kolken in der „Außenkurve“ und von Flachwasserbereichen im Gleithang stellt andererseits einen zentra-
len Faktor der natürlichen Strukturbildung dar. Sowohl die Tiefenvarianz als auch die unter anderem 
damit verbundene Strömungsvarianz sind wichtige Parameter der Habitatdiversität im Strom. Tiefe Kolke 
und Rinnen in der Sohle sind z.B. als Sammelplätze zum Laichen und als Schutz- und Ruheräume not-
wendige Habitatstrukturen für den Stör und Voraussetzung für dessen Wiederansiedlung im Rhein (JAKOB 
1996). Jede Einschränkung dieser Formbildungsprozesse ist grundsätzlich ökologisch abträglich. 

Die ausbaubedingte, fortlaufende Eintiefung der Rheinsohle auf wesentlichen Streckenabschnitten des 
Niederrheins hat dagegen weitreichende negative Auswirkungen auf den Wasserhaushalt der angrenzen-
den Auen. Maßnahmen, die hier auf den Stopp der weiteren Eintiefung oder sogar auf die Anhebung 
derselben zielen, können daher durchaus auch ökologisch vorteilhaft oder erforderlich sein. Insofern ist 
auch zum Thema Sohlenstabilisierung der Einzelfall zu betrachten und zu bewerten. 

 

2.3.2 Maßnahmen  

Die wichtigsten Maßnahmentypen im Kontext Sohlenstabilisierung 

 Grobkornanreicherung  

 Sedimentzugabe 

 Sohlschwellen 

 Kolkverfüllung 

Diskussion und Bewertung wenn konkretere Planungsaussagen vorliegen. 
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2.4. Hafenausbau 
Dem Ziel der Landesregierung, die Binnenschifffahrt zu stärken und die Verlagerung von Gütertranspor-
ten auf die Binnenschifffahrt zu forcieren sollen gemäß Koalitionsvertrag die „Vertiefung der Fahrrinne 
des Rheins bis Köln“ sowie ein „abgestimmtes Ausbaukonzept für die Binnenhäfen in NRW“ dienen. In 
der entsprechenden Fortschreibung des NRW Hafenkonzeptes von 2008 soll die Rheinvertiefung berück-
sichtigt werden. Die Ausbaupläne zu den Häfen am Rhein werden also von vornherein auf die angestreb-
te größere Abladetiefe im Abschnitt oberhalb Duisburg ausgerichtet. Art und Umfang des weiteren Aus-
baus der Häfen in der Rheinschiene werden maßgeblich von den Abmessungen der Fahrrinne mit be-
stimmt und sind entsprechend in die Bewertung der Pläne zur Fahrrinnenvertiefung einzubeziehen.  

Der Wille zum Ausbau der Binnenhäfen in NRW gründet nicht zuletzt auf dem grenzübergreifend zu-
nehmenden Güterverkehr und ist mit dem Ziel verknüpft, den Warentransport von der Straße auf die 
Schiene und das Wasser zu verlagern. Damit einhergehend besteht die Forderung, die Gewässer entspre-
chend anzupassen.6 Das Vorhaben hat auch im Land eine strategisch-konzeptionelle Tradition. Beispiel-
haft sei hier das Hafen-Konzept aus dem Jahr 2008 zu nennen, in dem auch die Weiterentwicklung der 
Infrastruktur am Rhein Unterstützung erfährt: „Angesichts einer erwarteten weiteren Verdoppelung der 
Seecontainerverkehre von / nach Nordrhein-Westfalen bis 2015 müssen die Binnenhäfen – insbesondere 
die Häfen am Rhein - ihre Leistungsfähigkeit steigern, um ihren Verkehrsmarktanteil im Seehafen-
Hinterlandverkehr zu halten bzw. möglichst weiter auszubauen. Die Seehäfen können dem Ausbau ihrer 
Umschlagskapazitäten vielfach nicht mehr mit einem gleich zügigen Ausbau ihrer Logistikflächen folgen. 
[…]Um weiterhin eine umweltfreundliche Verkehrsabwicklung mit dem Binnenschiff und die Nutzung wirt-
schaftlicher Chancen in der Logistik zu ermöglichen, sind weitere Verbesserungen der Flächennutzung und 
Erweiterungsflächen im Umfang von mindestens 325 ha [landesweit] bis 2025 notwendig. “7  Der aktuelle 
Koalitionsvertrag von SPD und Bündnis 90/ Die Grünen in NRW bestätigt im Prinzip den Ausbau der Hä-
fen und die Fortschreibung entsprechender Planungen.8 Entlang des Rheins sind die Häfen Duisburg, 
Düsseldorf, Krefeld, Neuss und Köln genannt.9 In diesem Zusammenhang soll auch die Erreichbarkeit der 
Standorte verbessert werden.10     

                                                            
6 Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes NRW (2008): Wasserstraßenverkehr, Binnenhäfen und Logistik 

in Nordrhein‐Westfalen Fortschreibung des Wasserstraßenverkehrs‐ und Hafenkonzeptes Nordrhein‐

Westfalen. Abrufbar unter: 

http://www.mbwsv.nrw.de/verkehr/strasse/Strassenverkehr/container/Hafenkonzept.pdf, Seite 6f 

7 Ebd., Seite 4 

8 NRWSPD – Bündnis 90/Die Grünen NRW: Koalitionsvertrag 2012‐2017.Abrufbar unter: fi‐

le:///C:/Users/Wassernetz/Downloads/Koalitionsvertrag_2012‐2017.pdf; Seite 69 

9 Artikel: „Groschek kündigt NRW‐Hafenkonzept an.“ In DVZ Schiene vom 8.Februar 2013. Abrufbar unter:  

http://www.dvz.de/rubriken/schiene/single‐view/nachricht/groschek‐kuendigt‐nrw‐hafenkonzept‐an.html 

10 Vgl. MBWSV (2015): Treffen der Verkehrsminister: Anliegerländer fordern verlässliche Rahmenbedingungen 

für Rheinkorridor. Pressemitteilung vom 15.6.2015. Abrufbar unter: 

http://www.mbwsv.nrw.de/presse/pressemitteilungen/Archiv_2015/2015_06_15_Anliegerlaender‐fordern‐

verlaessliche‐Rahmenbedingungen‐fuer‐Rheinkorridor/index.php 



15 

 

Mit der beabsichtigten Erweiterung des Hafens in Köln- Godorf würden auch Bereiche im  Naturschutz-
gebiet Sürther Aue beansprucht und es würden dort auch ökologisch wertvolle Uferbereiche überplant 
werden.11 In Dormagen-Stürzelberg ist im Zusammenhang mit der Entwicklung des Hafengeländes auch 
die Errichtung eines Gewerbegebietes vorgesehen.  

Ferner ist zu berücksichtigen, dass mit der Installation oder Anpassung von Hafenanlagen auch zusätzli-
che Flächen für Zufahrten, Fahrrinnen, Kanäle oder Abwasserbehandlungsanlagen benötigt werden.  

Bisher steht noch eine Fortschreibung und Präzisierung des Hafenkonzeptes von 2008 aus. Zumindest 
liegt eine entsprechende Fassung noch nicht der Öffentlichkeit vor. Insofern fehlen noch Angaben zur 
Frage, welche konkreten Hafenprojekte im Bereich des Rheins geplant sind, wie sie aufeinander abge-
stimmt sind, in welcher Beziehung sie zu dem geplanten Fahrrinnenausbau Duisburg – Köln stehen und 
welche Alternativen zum Ausbau bestehen. Eine umfassende Prüfung ist aber wichtig, um einschätzen zu 
können, inwiefern jedes dieser Projekte tatsächlich notwendig ist.   

 

                                                            
11 Vgl. Stellungnahme des BUND NRW anlässlich der Anhörung des Verkehrsausschusses des Landtages NRW 

zur Drs. 16/3450 am 11.2.2014. Abrufbar unter: http://www.bund‐

nrw.de/fileadmin/bundgruppen/bcmslvnrw/PDF_Dateien/Themen_und_Projekte/Verkehrspolitik/2014_02_11

_Landtagsanhoerung_Binnenschiffahrt_SN_BUND_web.pdf; S. 6   
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3  Auswirkungen auf Ökologie und Naturschutz am Fluss  
 
Weder die Art und Weise zu ergreifender Maßnahmen noch deren Umfang und Lokalisierung sind derzeit 
bekannt. Eine pauschale Bewertung möglicher Maßnahmentypen führt nicht weiter. Konkret können die 
Maßnahmen und ihre Auswirkungen auf Ökologie und Naturschutz nur in ihrem räumlichen Bezug be-
schrieben und bewertet werden. Deshalb wird an dieser Stelle auf die spätere Ausarbeitung verwiesen.  

Im Kontext von Konzepten wie „bedarfsorientierte Fahrrinnenbreite“ oder „mehr Tiefe bei weniger Breite“ 
sind im Einzelfall auch positive Effekte denkbar. Dieses müsste allerdings im Einzelfall geprüft werden. 

Generell gilt es bei allen Untersuchungen zu berücksichtigen, dass bereits eine Vielfalt an Belastungen 
auf die Ökologie des Rheinstroms einwirkt, seien sie stofflicher, struktureller, thermischer oder mengen-
mäßiger Art. Bei jeder Bewertung eines weiteren Eingriffs wie die Fahrrinnenvertiefung müssen diese 
„kumulierten“ Beeinträchtigungen auch mit berücksichtigt werden. Ggf. können die einzelnen Belastun-
gen durch die Arbeiten an der Fahrrinne und der (rezenten) Aue weiter verstärkt werden. 

Den bereits bestehenden Handlungsbedarf für den Gewässer- und Naturschutz zeigen die folgenden 
Aussagen exemplarisch auf. Basierend auf den Angaben in der aktuellen Bestandsaufnahme des Rheins 
ist der Abschnitt zwischen Duisburg und Leverkusen als ökologisch unbefriedigend  bewertet. Oberhalb 
von Leverkusen stellt sich sein Zustand als mäßig dar. Die kritische Situation drückt sich vor allem in den 
auffälligen Befunden des Makrozoobenthos (allg. Degradation) und der Fische aus, die letztlich aus der 
schlechten Strukturgüte resultiert (>90% der Strecke Strukturgüteklasse 6 und schlechter).12 Dass zu 
dieser Problematik die gegenwärtige Art der schifffahrtlichen Nutzung bereits wesentlich beiträgt, wird 
an folgender Aussage in den WRRL-Maßnahmenplanungen deutlich: 

„Eines der entscheidenden Probleme des Rheins liegt jedoch in seinen strukturellen Mängeln. Der Ausbau 
zur Wasserstraße und zum Hochwasserschutz, die dichte, häufig bis an den Flusslauf heranreichende Be-
bauung und andere massive Eingriffe des Menschen haben dem Gewässer viel von seiner natürlichen 
Struktur, seiner Vitalität und Eigendynamik genommen. Die charakteristische Vielfalt der Flusslandschaft 
ist verloren gegangen. Die Ergebnisse der biologischen Gewässeruntersuchungen spiegeln diese Defizite 
deutlich wieder. Fische, Kleinlebewesen und Pflanzen finden im Hauptstrom des Rheins, der dauerhaft von 
Schiffen befahren wird, oftmals keine geeigneten Lebensräume und Lebensbedingungen. Die Folgen hier-
von sind z. B. das Fehlen von Wasserpflanzen und eine nicht ausreichende Reproduktion der Fische.“13 

Auch für die Rheinanliegenden Grundwasserkörper bestätigt sich dieser Befund. Aufgrund der andauern-
den Sohlerosion – und der damit verbundenen Vertiefung des Rheinbettes - verzeichnen die zuständigen 
Behörden bereits sinkende Wasserstände. Die Problematik wird in den Maßnahmenplanungen wie folgt 
beschrieben: „In den Grundwasserkörpern 27_01, 27_02, 27_05 und 27_06  ist es bei den rheinnahen 

                                                            
12 Vgl. MKULNV NRW(2014): Steckbriefe der Planungseinheiten. Oberflächengewässer und Grundwasser Tei‐

leinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord. Abrufbar auf der Flussgebietsseite des Landes unter: 

http://www.flussgebiete.nrw.de/img_auth.php/2/2d/PE‐Stb_Rheingraben‐Nord_Entwurf_20141222.pdf; S. 

160 

13 Ebd. S. 157 
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grundwasserabhängigen Landökosystemen im Laufe der letzten 100 Jahre zu Absenkungen des Grundwas-
serspiegels durch die Sohlerosion im Rhein gekommen.“14 Weil die abhängigen Landökosysteme hierdurch 
gefährdet sind, sind die Grundwasserkörper als mengenmäßig schlecht eingestuft.15  

3.1  Strukturqualität 
Laut TITIZER u. SCHLEUTER (1989) ist die Benthosgemeinschaft des Rheins weitgehend unabhängig von 
der Wassertiefe und daher von einer Vertiefung der Sohle an sich kein wesentlicher, längerfristiger Effekt 
zu erwarten. Im Grundsatz führt jedoch jede Erweiterung der Fahrrinne zu einer weiteren Konzentration 
des Abflusses auf dieselbe und damit zu einer Minderung des für die übrigen Flussbettstrukturen und –
habitate sowie für morphodynamische Vorgänge verfügbaren Abflussanteils, und dies umso deutlicher, je 
geringer der Abfluss. Bei ausgeprägten Niedrigwasserabflüssen wird mit dem Wasser die Lebensraum-
funktion verstärkt auf die Fahrrinne beschränkt, die gleichzeitig den tiefgehenden Schiffsverkehr mit 
entsprechend starkem, bodennahem Schubstrahl, schiffsinduziertem Wellengang und Rückströmungen 
aufnimmt. Neben der allgemeinen Abnahme der Strukturqualität werden damit ökologische Engpasssitu-
ationen für die Lebensgemeinschaften des Rheins weiter verschärft. Von den Einzelmaßnahmen sind zum 
Teil nur graduelle Veränderungen in die beschriebene Richtung zu erwarten. Fehltiefen und der entspre-
chende Anpassungsbedarf betreffen oft nur Teile der Fahrrinnenbreite. Die Erweiterung des Abflussquer-
schnitts in der Fahrrinne erscheint in Relation zum mittleren Gesamtabfluss bzw. Gesamtquerschnitt 
relativ gering. In der Summe der Maßnahmen über den gesamten Planungsabschnitt wird die Erhöhung 
der vorzuhaltenden Ausbautiefe um bis 30 cm jedoch als erhebliche Erweiterung der Wasserstraße auf 
Kosten der Strukturqualität des Stromes und des Entwicklungspotenzials bewertet. Konkret sind folgende 
Tendenzen zu erwarten: Abnahme der Flächenanteile von Buchten und Flachwasserzonen außerhalb der 
Fahrrinne, Zunahme der Sedimentations- und Verlandungstendenz der Buhnenfelder, Abnahme der 
Struktur- und Tiefenvielfalt der Sohle, Zunahme der Schiffsgrößen bzw. Abladungen und der damit ver-
bundenen Wellen- und Strömungsbelastung ufernaher Bereiche sowie des Schraubenstrahldrucks auf die 
Sohle, Abnahme von Ausweich- und Rückzugsmöglichkeiten bei Niedrigwasserabfluss.  

Die Auswirkungen auf Ökologie und Naturschutz am Fluss werden weiterhin maßgeblich von den Maß-
nahmen selber bestimmt, die zur Erreichung und Unterhaltung der neuen Ausbautiefe angewandt wer-
den. Eine weitere Einengung der Fahrrinne zur weiteren Konzentration des Abflusses auf dieselbe kann 
zum Beispiel durch Verlängerung der Buhnen erreicht werden. Dadurch können kurzfristig hochwertige 
tiefere Buhnenfelder entstehen, mittelfristig werden jedoch die Auflandung derselben und damit die 
weitere „Kanalisierung“ des ehemals diversen Flussbettes gefördert.  

3.2 Wasserstand 
Bei Hochwasserabflüssen ist der Wasserstand infolge des Verlustes an Überschwemmungsflächen in den 
Auen maßgeblich angestiegen. Über den größten Teil des Abflussspektrums ist jedoch infolge der aus-
baubedingten Sohleintiefung des Rheins eine Absenkung der zugeordneten Wasserstände zu verzeichnen. 
Die Absenkung der Wasserstände verbreitet eine Absenkung der korrespondierenden Grundwasserstände 
in den rheinnahen Auen zur Folge. Auengewässer trocknen aus, feuchtegeprägte Lebensraumtypen sind 
im Rückzug, Überflutungen finden seltener statt. Diese Entwicklung gefährdet den Feuchtgebietscharak-

                                                            
14 Ebd. S. 174 

15 Ebd. S. 176 f. 



18 

 

ter der Rheinaue allgemein und die besonders schutzwürdigen feuchteabhängigen Lebensräume der Na-
turschutz- und FFH-Gebiete in der Rheinaue im Besonderen.  

Eine weitere Vertiefung der Fahrrinne um bis zu 30 cm kann in den betroffenen Abschnitten grundsätz-
lich zu einer weiteren Absenkung der mittleren Wasserstände im Rhein und damit zu einer Verstärkung 
dieser Degradierung des gesamten Systems Fluss – Aue führen.  

Nach Aussagen der WSV ist Wasserstands-Neutralität allerdings zwingende Randbedingung für alle 
Maßnahmen. Konkret stellt sich die Frage, für welche Abflussbereiche diese Vorgabe eingehalten werden 
soll und kann. Aus Naturschutzsicht ist nicht nur jede weitere Absenkung des Wasserspiegels zu vermei-
den. Vielmehr ist im größten Teil des Abflussspektrums eine Aufhöhung des Wasserstandes zur Kompen-
sation vorhergegangener Eintiefung der Rheinsohle erforderlich. Erst oberhalb eines zu definierenden 
kritischen Hochwasserabflusses wäre Wasserstands-Neutralität im Hinblick auf den Hochwasserschutz 
wieder relevant. Lassen sich Maßnahmen zur Fahrrinnenverbesserung mit der Aufhöhung der Sohle bzw. 
der Wasserstände im Niedrig- und Mittelwasserbereich verbinden, sind echte Synergien denkbar.   

 

3.3  Maßnahmentypen 
Die konkreten Maßnahmen, die abschnitts- und problemspezifisch zur Anwendung kommen sollen, sind 
noch nicht bekannt. Die Bewertung muss im Einzelfall erfolgen. Als Grundlage für eine erste allgemeine 
Abschätzung des Problempotenzials werden im Folgenden wichtige Maßnahmentypen aufgeführt und 
stichwortartig kommentiert: 
  
Leitdämme im Vorland  

 Diese Anlagen sind kaum pauschal zu bewerten. 
 Ggfls. können sie naturnahe Strukturen und Lebensräume im Vorland überformen.  

 
Verlängerung der Buhnen 

 Vertiefung der Buhnenfelder sowie zeitweise Erhöhung des Potenzials zur Ausbildung ökologisch 
hochwertiger Flachwasserbereiche möglich. 

 Der Wellenschlag im Flachwasser- und Uferbereich verringert sich. 
 Der Abfluss konzentriert sich auf die Fahrrinne.  Die Verlandung der Buhnenfelde wird gefördert. 

Ökologisch bedeutsame Ufer- und Flachwasserzonen verkleinern sich, verstärkt durch fortschrei-
tende Verlandung der Buhnenfelder. Die Erhöhung der Tendenz zur Sohlenerosion zieht ggfls. Si-
cherungsmaßnahmen der Sohle nach sich (s. Sohlenstabilisierung).  

 Die Morphodynamik wird stark eingeschränkt (bei erstmaligem Einbau oder Verdichtung von 
Buhnen). 
 

Absenkung der Buhnenhöhe 
 Die Höhe der Buhnen ist in der Regel auf einen Mittelwasserabfluss ausgerichtet. Infolge der 

Eintiefung der Rheinsohle liegt der entsprechende Wasserstand heute verbreitet tiefer, sind die 
alten Buhnen quasi rausgewachsen und liegen heute höher als im Hinblick auf die Wasserstraße 
günstig. Die Tieferlegung der Buhnenrücken führt zu einer Dynamisierung in den Buhnenfeldern 
und verringert die Verlandungstendenz.  
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Parallelwerke 
 Wellengeschützte Flachwasserbereiche und Ufer entstehen. 
 Es besteht das Risiko eines starken Eingriffes in die flussmorphologische Prozesse und Dynamik 

bzw. sie werden stark eingeschränkt. 
 Die Auswirkungen sind Situation-sabhängig im Detail und Einzelfall zu bewerten: Wichtige Pa-

rameter für ökologische Funktion sind z.B. Art und Ausmaß von Strömungs- und Sedimentdyna-
mik, Anbindung an den Hauptstrom; in Abschnitten mit starker schiffsinduzierter Wellenbelas-
tung durchaus Aufwertung von Flachwasser- und Uferzonen denkbar. 
 

Baggerungen  
 (Zer-)Störung der Besiedlung während der Baggerung können sich ergeben, aber in der Regel 

sind von diesen Arbeiten von Natur aus hochdynamische, regelmäßig in Bewegung befindliche 
Sedimente betroffen. Die Störung ist nur örtlich und kurzfristig. 

 Dauerbaggerstellen sind nur artenarm besiedelt. Arten mit längerer Entwicklungsdauer werden 
auch bei periodischen Baggerungen dauerhaft gestört (TITIZER u. SCHLEUTER 1989). 

 Die dynamische Strukturbildung wird nicht verhindert, nur immer wieder unterbrochen.  
 Trübungs-/Sedimentfahnen unterhalb der Baggerungen sind zu bedenken. 
 Es handelt sich um einen laufenden Energieaufwand.  

 

In verschiedener Hinsicht erscheinen Baggerungen auf der Stromsohle als vergleichsweise „weiche“ 
Maßnahme. Während die „harten“ Verbauungen grundsätzlich darauf zielen, das Strömungs- und Sedi-
mentgeschehen zu vereinheitlichen – und damit die Dynamik des gesamten Systems maßgeblich ein-
schränken – haben die Baggerungen nur örtliche Korrekturen des dynamischen Geschehens zum Ziel, wo 
dieses zu Störungen führt. Insofern bleibt grundsätzlich mehr Raum und Zeit für dynamische Struktur- 
und Habitatbildungsprozesse im Strom, vorausgesetzt, die Baggerungen bleiben auf örtliche Korrekturen 
bzw. kleine Abschnitte beschränkt. In Verbindung mit einer dynamischen Bewirtschaftung der Fahrrinne, 
die ggfls. wandernde Fehlbreiten tolerieren und integrieren kann, dürften Baggerungen in vielen Fällen 
ökologisch weniger gravierend sein. Dies wäre in jedem Fall konkret zu prüfen. Weiterhin bleibt zu prü-
fen, inwieweit Sohlbaggerungen hinsichtlich ihrer  ökologischen Beeinträchtigungen verbessert werden 
können.  

Grundsätzliche Anforderungen an Maßnahmen 

Unabhängig von der Art der Maßnahmen sind im Hinblick auf Ökologie und Naturschutz am Fluss fol-
gende Mindestanforderungen und Kriterien an Vorhaben zur Umgestaltung der Fahrrinne zu formulieren:  

 Es sollte keine Absenkung des Wasserstandes eintreten. Die Maßnahmen sind so umzusetzen, 
dass sie wasserstandsneutral über das gesamte Abflussspektrum unterhalb MHQ bleiben. 

 Alle Möglichkeiten zur Anhebung der Sohle und Wasserstände in erodierten Strecken sind einzu-
beziehen. 

 Der Erweiterung des Fahrrinnenumfangs und die damit verbundene, weitere Abnahme der Soh-
lenstrukturen in der Gesamtbilanz ist zu verhindern. 

  Die Vorgaben der FFH-Richtlinie und der WRRL (Verbesserungsgebot und Verschlechterungsver-
bot) sind einzuhalten. 
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 Der Sedimentaustrag (Trübungsfahnen durch aufgewirbeltes Feinsediment) und die Schadstoff-
mobilisation sind zu minimieren. 

 Die Durchgängigkeit ist sicherzustellen. 
 

3.4. Folgen des Hafenausbaus 
Ausbau- und Erweiterungsplanungen der Häfen am Rhein sind Entsprechend der Lage in der Rheinaue 
und in den Städten und Verdichtungsräumen in der Regel konfliktträchtig. Mehrere aktuelle Ausbaupla-
nungen in dem hier betrachteten Rheinabschnitt stehen in der massiven Kritik nicht nur der Umweltver-
bände, weil sie mit gravierenden Konflikten im Hinblick auf Natur und Umwelt verbunden sind, unabhän-
gig davon, ob sie im Zusammenhang mit dem Vorhaben „Abladeverbesserung Duisburg-Köln“ stehen oder 
nicht. Beispiele:  

Köln – Godorf: Die beabsichtigte Erweiterung des Hafens in Köln- Godorf würde unter anderem Teile des 
Naturschutzgebietes Sürther Aue vernichten sowie ökologisch wertvolle Uferbereiche überplanen .16 und 
damit weiter auf Kosten der verbliebenen Reste naturnaher Auen im Ballungsraum Rheinschiene gehen.  

 

Düsseldorf-Reisholz - Im Bereich des Projektgebietes Düsseldorf- Reisholz leben Planungsrelevante Arten 
wie die Zauneidechse, deren bedeutendste Population auf Düsseldorfer Gebiet sich in dem betreffenden 
Areal befindet.17 Zudem befinden sich in unmittelbarer Nachbarschaft FFH-Gebiete. Durch die Ausbauar-
beiten und den (verstärkten) Anfahrt am Hafen sind entsprechende Beeinträchtigungen z.B. durch Auf-
wirbelungen verbunden.     

Dormagen-Stürzelberg: Die Erweiterung des Hafens und die Errichtung des Gewerbegebietes in Dorma-
gen-Stürzelberg würden nicht nur damit einhergehen, dasshochwertige Auenbereiche verbaut würden. 
Bei den erforderlichen Baggerarbeiten könnten verstärkt Schadstoffe (z.B. Arsen) mobilisiert werden, die 
von einer ehemaligen Industrieanlage (Zinkhütte)  in dieses Areal eingetragen wurden.18 Zudem würden 
infolge der Nutzungsänderung ein schutzwürdiges Biotop bzw. anliegende Schutzgebiete gefährdet so-
wie unverbaute Flächen verbraucht  (vgl. hierzu Stellungnahme des BUND OG Neuss-Karst vom  
15.2.2015)  

Im Hinblick auf die hier anliegende Bewertung der Planung „Abladeverbesserung Duisburg-Köln“ stellt 
sich die Frage, wie sich die geplante Fahrrinnenvertiefung und die damit verbundene Förderung größerer 

                                                            
16 Vgl. Stellungnahme des BUND NRW anlässlich der Anhörung des Verkehrsausschusses des Landtages NRW 

zur Drs. 16/3450 am 11.2.2014. Abrufbar unter: http://www.bund‐

nrw.de/fileadmin/bundgruppen/bcmslvnrw/PDF_Dateien/Themen_und_Projekte/Verkehrspolitik/2014_02_11

_Landtagsanhoerung_Binnenschiffahrt_SN_BUND_web.pdf; S. 6   

17 Ebd. 

18 Vgl. z.B. NGZ‐Online Artikel: Hafen Stürzelberg – Drehscheibe für Aluminium. Beitrag vom 10.9.2014. Abruf‐

bar unter: http://www.rp‐online.de/nrw/staedte/dormagen/hafen‐stuerzelberg‐drehscheibe‐fuer‐aluminium‐

aid‐1.4514260 
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Schiffseinheiten zum einen und die Perspektive einer Zunahme der Transportmengen auf dem Rhein auf 
die Hafenausbaupläne auswirkt.  

Die Pläne zu Köln-Godorf sind nach Angaben der Betreiber völlig unabhängig von der Fahrrinnenvertie-
fung. Das korrespondiert mit dem oberen Abschluss des zum BVWP gemeldeten Ausbauabschnittes beim 
Hafen Köln-Niel. Im Übrigen wird im Hafenkonzept NRW 2008 und bei den einzelnen Hafenplanungen 
durchweg Bezug auf die gewünschte Fahrrinnenvertiefung und die damit verbundenen Verkehrsprogno-
sen genommen. Insofern sind die Hafenausbaupläne in der Regel eng mit dem Vorhaben „Abladeverbes-
serung“ verknüpft und mit in die Bewertung einzubeziehen. Andere Aspekte der Hafen-Ausbaupläne, wie 
der Ausbau der Schienen- und Straßenanbindung der Häfen, stehen auch unabhängig von der Fahrrin-
nenvertiefung zur Debatte.  

Zusammenfassend ist festzustellen: Die Berücksichtigung einer größeren Abladetiefe auf dem Rheinab-
schnitt Duisburg – Köln führt zur Steigerung der prognostizierten Gütermengen auf dem Rhein einerseits 
und zur Zunahme des Anteils an Schiffen mit großen Abmessungen und Tiefgang andererseits. Entspre-
chend steigt der Kapazitätsbedarf der anliegenden Häfen sowie die Anforderungen an die Infrastruktur 
wie Abmessung und Tiefe der Hafenbecken, Größe der Terminals, Leistungsfähigkeit der verkehrlichen 
Anbindung. Der mit der Anpassung und dem Ausbau der Häfen verbundene Flächen- und Freiraumver-
brauch in der rezenten Rheinaue ist mit erheblichen Konflikten verbunden und direkt dem Vorhaben „Ab-
ladeverbesserung Duisburg-Köln“ zuzuordnen.  

Die Betrachtung und Bewertung der einzelnen Hafenplanungen am Rhein mit ihren jeweiligen spezifi-
schen Problemlagen ist nicht Gegenstand des vorliegenden Papiers. . Hier stellt sich vielmehr die Frage, 
nach den Interferenzen zwischen Fahrrinnenvertiefung und Hafenausbauplänen.  
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4  Rechtliche Aspekte 
 

Für die möglichen, rechtlich relevanten Aspekte gilt im Grundsatz das Gleiche wie für die Beurteilung der 
Auswirkungen auf Flussökologie und Naturschutz: Eine Bewertung setzt voraus, dass das politische Ziel 
2,80m in irgendeiner Form durch ein Maßnahmenkonzept konkretisiert wird. An dieser Stelle eine kurze 
Sichtung der wichtigsten bewertungsrelevanten Aspekte. 

Grundsätzlich muss die Unterhaltung der Wasserstraße auch den Zielen des Gewässerschutzes dienen 
(vgl. § 39 WHG). Eine entsprechende ökologische Anpassung der Unterhaltung sollte bereits bis 2012 
umgesetzt sein (Quelle: WRRL-Maßnahmenplanung für den Rheingraben-Nord, s.o.) und diese dann mit 
handlungsleitend sein. Konzeptionell sollte dieser Aufgabe mit einem (angepassten) Unterhaltungsplan 
für den Rhein sichergestellt werden, der von dem Bundesamt für Gewässerkunde erstellt wird.19  

Entscheidend für die rechtliche Bewertung der Pläne zur Vertiefung der Fahrrinne ist aber die Frage, ob 
es hier sich hier tatsächlich, wie von der WSV postuliert, noch um eine Unterhaltungsmaßnahme („Ge-
steigerte Unterhaltung“) oder um einen Ausbau handelt.   

4.1 Ausbau oder Unterhaltung (BWStrG) 
Die WSV spricht in Bezug auf das Vorhaben „Abladeverbesserung DU-K“ von Maßnahmen im Zuge der 
„erweiterten bzw. gesteigerten Unterhaltung“. Damit wird eine Abgrenzung gegen den genehmigungs-
rechtlich erheblich anspruchsvolleren „Ausbau“ vorgenommen.  
 

4.1.1 Grundlagen 

Die Unterhaltung der Bundeswasserstraßen umfasst nach § 8 WaStrG die Erhaltung eines ordnungsge-
mäßen Zustands für den Wasserabfluss und die Erhaltung der Schiffbarkeit. Die Erhaltung der Schiffbar-
keit ist konkret als „Aufrechterhaltung des tatsächlich für die Schifffahrt bestehenden Zustands“ zu ver-
stehen (BMVBS 2010). Dazu wird in BMVBS (2010) weiter ausgeführt:  
„ Unterhaltungsmaßnahmen sind Maßnahmen zur Substanzerhaltung der bestehenden Bundes-
wasserstraße. Da die Bundeswasserstraßen wegerechtlich dem Schiffsverkehr gewidmet sind, ist der wid-
mungsgemäße (oder: bestimmungsgemäße) Zustand der Bundeswasserstraße zu erhalten. Dieser ist zu 
bestimmen aus der gegenwärtig bestehenden Nutzungsgewährung zum Befahren mit Wasserfahrzeugen 
und ergibt sich häufig aus vorangegangenen planungsrechtlichen Zulassungsentscheidungen. Liegen sol-
che Entscheidungen nicht vor, so ergibt sich der widmungsgemäße Zustand vor allem aus der durch Maß-
nahmen zur Gewässerunterhaltung faktisch verfestigten Struktur der Bundeswasserstraße. Dies wird meist 
dem Zustand entsprechen, in dem sich die Bundeswasserstraße tatsächlich seit längerer Zeit befindet 
(Friesecke, § 8 Rn. 5).“ 

                                                            
19 Hinweise hierzu finden sich auf folgender Webseite des BfG: Magere Infos hierzu auf folgender Seite: 

http://www.bafg.de/DE/08_Ref/U3/05_Unterhaltung/U_Plan/u‐plan.html 
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Haben Maßnahmen die wesentliche Umgestaltung einer Wasserstraße zum Ziel, so sind sie ein Ausbau 
(§ 12 Abs. 2 Satz 1 WaStrG) und bedürfen der Planfeststellung. Dazu weiter in BMVBS (2010):  
„Eine Maßnahme ist entweder Unterhaltung oder Ausbau, es gibt keine Maßnahmen, die sowohl Unterhal-
tung als auch Ausbau sind oder die dazwischen liegen. Die Grenzziehung bestimmt sich danach, ob es sich 
um Maßnahmen zur wesentlichen Umgestaltung des Verkehrsweges oder aber um solche zur Substanzer-
haltung der bestehenden Bundeswasserstraße handelt. Eine Umgestaltung hat grundsätzlich zum Inhalt, 
das bisherige Gewässersystem durch Schaffung eines neuen Dauerzustands zu verändern. Die Umgestal-
tung ist wesentlich, wenn die Maßnahmen den Zustand der Bundeswasserstraße in einer für die Verkehrs-
wasserwirtschaft oder für die Schifffahrt unmittelbar bedeutsamen Weise ändern.“  

Und zur „gesteigerten Unterhaltung“:  
„Maßnahmen, die den widmungsgemäßen Zustand nicht wesentlich ändern, sind keine Umgestaltung der 
Bundeswasserstraße im Sinne des § 12 Abs. 2 Satz 1. (vgl. Friesecke, § 12 Rn. 10). Solche unwesentlich 
umgestaltenden Maßnahmen sind der Unterhaltung zuzuordnen und werden als gesteigerte Unterhaltung 
bezeichnet.“ 
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4.1.2 Abschnitt Duisburg - Köln 

Nach Angaben der WSV sind die angestrebten größeren Fahrrinnentiefen in wesentlichen Streckenab-
schnitten bereits gegeben. Für die Abladeverbesserung sind deshalb in der Auslegung der WSV nur örtli-
che Anpassungen zur Beseitigung von Fehlstellen notwendig, die als „unwesentlich umgestaltende Maß-
nahmen“ der Unterhaltung zugeordnet werden (sog. „gesteigerte Unterhaltung“).  

Tatsächlich wird aber der aktuelle Ausbaustandard der Wasserstraße von den sogenannten Fehlstellen 
bestimmt und nicht von den ebenfalls vorhandenen, tieferen Abschnitten. Im betreffenden Abschnitt 
zwischen Krefeld Uerdingen (km 763) und Köln (km 686) wird derzeit eine Fahrrinne mit einer Breite von 
150 m und einer Tiefe von 2,50 m unter GlW vorgehalten (http://www.wsd-
west.wsv.de/wasserstrassen/dateien/2011/Rhein_Fahrinnentiefe_und-breite2011_2.pdf). Dies ist der „seit 
längerer Zeit“ „tatsächlich für die Schifffahrt bestehende Zustand“, der laufend durch Unterhaltungs-
maßnahmen aufrechterhalten wird.  

Ziel des Vorhabens „Abladeverbesserung“ ist die durchgängige und dauerhafte Bereitstellung einer grö-
ßeren Fahrrinnentiefe und damit die Überführung des Flussabschnittes zwischen Duisburg und Köln in 
einen größeren Ausbaustandard. Somit handelt es sich eindeutig um eine „wesentliche Umgestaltung des 
Verkehrsweges“, die „den Zustand der Bundeswasserstraße in einer für die Verkehrswasserwirtschaft oder 
für die Schifffahrt unmittelbar bedeutsamen Weise ändert“ und entsprechend um einen Ausbau gemäß § 
12 BWStrG. Als Ausbau bedarf das Vorhaben der Planfeststellung (§ 14 BWStrG) und unterliegt uneinge-
schränkt den Regelungen der einschlägigen EU-Richtlinien (UVP RL, WRRL, FFH-RL) und der nationalen 
Gesetzgebung.  

4.2 Wasserrahmenrichtlinie 
Das beabsichtigte Projekt der Fahrrinnenvertiefung und des Hafenausbaus muss formal wie fachlich im 
Einklang mit den Anforderungen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie stehen. Formal hätten ent-
sprechend Artikel 24 WRRL die hierfür erforderlichen Verwaltungsbestimmungen festgelegt und seit Ende 
2003 Anwendung finden müssen. In dem betreffenden Gewässerabschnitt gilt es seit 2009 einen Maß-
nahmenkatalog zur WRRL-Zielerreichung verbindlich umzusetzen.  Dieser ist seit 2012 im Hinblick auf 
hydromorphologische Maßnahmen weiter präzisiert worden (vgl. Umsetzungsfahrplan für das Hauptge-
wässer Rhein). Die Projektplanung ist mit diesen WRRL-Planungen abzustimmen und kann insofern hier-
von nicht losgelöst realisiert werden. Entsprechend der WRRL waren bis 2012 grundsätzlich alle erforder-
lichen Maßnahmen umzusetzen, um die Qualitätsanforderungen für den Rhein zu erreichen. Auch bei 
begründeten Fristverlängerungen waren für alle gelisteten Maßnahmen erste Arbeiten zu beginnen, um 
die Ziele schrittweise zu erreichen.  Weil bis auf die Erstellung des Umsetzungsfahrplans  bisher noch 
keine Arbeiten erledigt sind, besteht für den betreffenden Gewässerabschnitt erhöhter Handlungsbedarf. 
Ohne die Klärung, welche Arbeiten für den Gewässerschutz erforderlich sind, ist folgerichtig auch die 
Fahrrinnenvertiefung nicht bewert- und umsetzbar. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, 
dass auch zentrale Arbeiten im Bereich der Bundeswasserstraße nicht fristgerecht erledigt wurden und 
weiterhin ausstehen. So ist weder die Unterhaltung des Rheins seit spätestens 2012 ökologisch ange-
passt, noch liegt bisher die hierfür erforderliche Fortschreibung des Unterhaltungsplans vor.  

Ähnlich sollte das Vorgehen in WRRL-Plankulissen sein, in denen Hafenerweiterungen beabsichtigt sind. 
D.h. ohne Präzisierung der erforderlichen Arbeiten für den Gewässerschutz sind entsprechende Baupro-
jekte an dieser Stelle nicht prüfbar und können folgerichtig auch nicht genehmigt werden. Beispielhaft 
sei hier das Naturschutzgebiet Sürther Aue zu nennen, für das entsprechend des Umsetzungsfahrplans 
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Maßnahmen zur Auwaldentwicklung zu prüfen waren. Zwischenzeitlich ergaben die Untersuchungen, 
dass diese Maßnahme sowohl für den Gewässerschutz, als auch für den Hochwasserschutz positive Aus-
wirkungen haben würden. Neben den Anforderungen des Naturschutzes liegen insofern weitere Gründe 
dafür vor, dass eine Hafenerweiterung an diesem Abschnitt kritisch ist.      

Mit der diesjährigen Aktualisierung der WRRL-Planungen zeichnet sich bereits ab, dass die vollständige 
Umsetzung von Maßnahmen früher als bisher vorgesehen ist. Entsprechend der Planungen für den 
Grundwasserschutz soll bis spätestens 2018 das Geschiebemanagement bzw. Sedimentmanagement 
soweit verbessert sein, dass die Grundwasserabhängigen Landökosysteme wirksamer geschützt werden.    

Die fachlichen Kritikpunkte an der bisherigen Umsetzung der WRRL im Bereich der Bundeswasserstraßen 
werden in den folgenden (Unter-) Kapiteln mit aufgegriffen. 

4.2.1 Verschlechterungsverbot, Verbesserungsgebot 

Mit dem Verschlechterungsverbot (WRRL, Art. 4 Abs.1 Buchst. a) i) und dem Verbesserungsgebot (WRRL, 
Art. 4 Abs.1 Buchst. a) ii)) enthält die EU Wasserrahmenrichtlinie zwei weitreichende Regelungen in Be-
zug auf Maßnahmen, die zu einer Veränderung des Wasserkörpers führen.  

Im Grundsatz führt jede Erweiterung der Fahrrinne zu einer weiteren Konzentration des Abflusses auf 
dieselbe und damit zu einer Minderung des für die übrigen Flussbettstrukturen und –habitate sowie für 
morphodynamische Vorgänge verfügbaren Abflussanteils, und dies umso deutlicher, je geringer der Ab-
fluss. Insofern wird unterstellt, dass die geplante abschnittsweise Erweiterung der Fahrrinne in jedem Fall 
mit einer Verschlechterung des Zustandes des betroffenen Rheinabschnittes einhergeht und das Entwick-
lungspotenzial im Hinblick auf das „gute ökologische Potenzial“ zumindest graduell weiter einschränkt. 
Dabei sind nicht nur die Einzelmaßnahmen zu betrachten sondern insbesondere das Gesamtvorhaben mit 
der Summe der notwendigen Maßnahmen und der in Zukunft durchgängig auf der entsprechenden Aus-
bautiefe zu unterhaltenden Sohle. Damit steht die Planung im Widerspruch zum Verschlechterungsverbot 
und Verbesserungsgebot gemäß WRRL. Die Voraussetzungen zur Erreichung des „guten Potenzials“ wer-
den nachhaltig verschlechtert.  

Auf die seitens der WSV postulierte Wasserstandsneutralität wurde bereits in Kapitel 3 eingegangen.  

Ob und wie diese Situation auf die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens anzuwenden ist, wird zum 
Einen maßgeblich davon abhängen, welcher Art die konkreten Maßnahmen letztlich sein werden; zum 
Anderen davon, welche Bedeutung und rechtliche Relevanz dem Verschlechterungsverbot letztlich zuge-
ordnet wird. Mit dieser Frage beschäftigte sich das EUGH im Kontext Weservertiefung. Auf die Klage des 
BUND gegen den Planfeststellungsbeschluss zur Weservertiefung hat das Bundesverwaltungsgericht im 
Juli 2013 das Genehmigungsverfahren ausgesetzt und dem Europäischen Gerichtshof vier Fragen zur 
Auslegung der Wasserrahmenrichtlinie vorgelegt (hier sinngemäß wiedergegeben):  

1. Verschlechterungsverbot gemäß Art. 4 Abs.1 Buchst. a) i): Handelt es sich um eine bloße Zielvor-
gabe für die Bewirtschaftungsplanung der Gewässer oder ist die Zulassung eines Vorhabens 
grundsätzlich zu versagen, wenn es eine Verschlechterung des Gewässerzustandes verursachen 
kann?  

2. Unter welchen Voraussetzungen liegt eine „Verschlechterung des Zustandes“ vor? 
(Jede nachteilige Veränderung oder erst bei Einstufung in eine niedrigere Klasse) 
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3. Welche Bedeutung kommt dem Verbesserungsgebot zu? (Zielvorgabe der Bewirtschaftungspla-
nung oder verpflichtende Vorgabe für Zulassung / Versagung eines Vorhabens) 

Das Urteil des EUGH20 vom 1.7.2015 legt nahe, dass das Vorhaben „Abladeverbesserung Duisburg - Köln“ 
auch Relevanz im Hinblick auf das Verschlechterungs- und Verbesserungsgebot der WRRL hat. Die Rich-
ter folgen dem Schlussantrag des Generalanwaltes Niilo Jääskinen vom 23.Oktober 2014 in der Rechtssa-
che C-461/13, dass die entsprechenden Bestimmungen der Wasserrahmenrichtlinie eng auszulegen sind. 
D.h. das Verschlechterungsverbot soll als verbindliche Bedingung auf die Zulassung konkreter Projekte 
angewandt werden und nicht nur bei (abstrakten) Programmen. Eine Verschlechterung des Zustandes soll 
gegeben sein, wenn nachteilige Veränderungen von einzelnen Qualitätskomponenten (z.B. Zusammenset-
zung Fische, Sohlstruktur) auftreten, die zu einer schlechteren Bewertungsklasse führen, unabhängig 
davon, ob damit auch eine Veränderung der Gesamt-Einstufung des betroffenen Wasserkörpers verbun-
den ist. Sofern der Wasserkörper bereits in der niedrigsten Bewertungsklasse eingeordnet ist, gilt jede 
nachteilige Veränderung als Verschlechterung (z.B. jede Zunahme der betreffenden Schadstoff-
Konzentration). Gerade im Hinblick auf den chemischen Zustand sind die betreffenden Wasserkörper des 
Rheins in der niedrigsten Klasse eingestuft (z.B. wegen Quecksilber), weshalb großflächige Verunreini-
gungen, die durch Baggerungen ausgelöst werden, möglich sind. Zum anderen gelten alle Vorhaben als 
WRRL-relevant, wenn sie die Erreichung des Ziels „guter Zustand bis 2015“ gefährden. Ausnahmen sind 
zwar möglich, aber erfordern die Einhaltung der Anforderungen gemäß Artikel 4.7. bis 4.9 WRRL. Diese 
Kriterien setzen enge Grenzen. In Bezug auf die Grundwasserkörper geht das EUGH nicht ein, aber es ist 
davon auszugehen, dass ein ähnliches Verständnis der Verschlechterungsverbotes und Verbesserungsge-
botes wirksam ist.  

Die tatsächliche Relevanz dieser Aspekte für das Vorhaben lässt sich erst einschätzen, wenn Art, Umfang 
und Lokalisierung der konkreten Maßnahmen näher eingegrenzt sind.  

 

4.2.2 Kosten-Nutzen-Verhältnis 

Mangels konkreter Daten lässt sich dieser Aspekt derzeit nicht sinnvoll bewerten (vgl. Kapitel 6). 
Hier ist als generelle Kritik anzuführen, dass bereits während des Prüfverfahrens zur HMWB-Ausweisung 
entsprechende Informationen hätten vorgelegt werden müssen, auch im Hinblick auf flussverträgliche 
Alternativen. 

                                                            
20 Gerichtshof der EU (2015): Die in der Wasserrahmenrichtlinie vorgesehenen Verpflichtungen zur Verbesse‐
rung  und zur Verhinderung der Verschlechterung gelten für konkrete Vorhaben wie die  
Vertiefung eines schiffbaren Flusses. Pressemittelung Nr. 74/15. Abrufbar unter: 
http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2015‐07/cp150074de.pdf  
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4.2.3 Gutes ökologisches Potenzial  

Wie sind die Maßnahmen (abgesehen von der akuten ökologischen Situation) im Hinblick auf das Ent-
wicklungspotenzial und das Entwicklungsziel „gutes ökologisches Potenzial“ zu beurteilen? Der Bewirt-
schaftungsplan nach WRRL führt für den Hauptlauf Rhein umfangreiche Maßnahmenvorschläge auf. Eine 
Erweiterung der Fahrrinne kann grundsätzlich zu Abstrichen hinsichtlich der Realisierbarkeit und Poten-
ziale dieser Maßnahmen führen. 

Der Schwerpunkt der Maßnahmen nach WRRL am Rhein bezieht sich auf die angrenzende Aue und die 
Ufer des Stroms. Hier sind im Hinblick auf Realisierbarkeit und Entwicklungspotenziale nur geringe Ver-
änderungen zu erwarten, die sich aus der tendenziellen Erhöhung des Abflussanteils der Fahrrinne erge-
ben. Darüber hinaus ist grundsätzlich damit zu rechnen, dass der Regulierungsbedarf mit dem Ausmaß 
der Abweichung des Zielzustandes vom natürlichen Zustand des Systems zunimmt und damit der Spiel-
raum für Deregulierung und naturnahe Strukturen und Prozesse im Fluss weiter abnimmt.  

Das eigentliche Flussbett unterhalb etwa der Mittelwasserlinie ist im Maßnahmenpaket gemäß WRRL für 
den Rhein in NRW stark unterrepräsentiert. Den entsprechenden Programm-Maßnahmen werden seitens 
des Landes nur geringe Spielräume und Realisierungschancen in der Wasserstraße zugeordnet. Mit dem 
wenn auch nur örtlichen weiteren Ausbau der Fahrrinne nimmt das Entwicklungspotenzial im Flussbett 
weiter ab.  

 

4.2.4 Grundwasser und andere Wasserkörper 

Veränderungen des abflussbezogenen Rheinwasserstandes wirken sich unmittelbar auch auf die Grund-
wasserstände in der angrenzenden Rheinaue aus. Sinkende Grundwasserstände infolge der Eintiefung der 
Rheinsohle haben am Niederrhein verbreitet zu Austrocknungserscheinungen und fortschreitendem Ver-
lust grundwasser- und überflutungsabhängiger Auenlebensräume geführt. Die erforderliche Verbesserung 
der Grundwassersituation respektive Sanierung der Grundwasserkörper gemäß Artikel 4 (1)b WRRL macht 
in vielen Abschnitten den Stopp der Rheinsohlenerosion und das wieder anheben des Rheinwasserstandes 
notwendig. Mit jeder weiteren oder zusätzlichen Absenkung des Rheinwasserstandes ist eine Verschlech-
terung des Zustandes der angrenzenden Grundwasserkörper sowie der unmittelbar vom Wasser abhängi-
gen Lebensräume und Arten der Aue zu erwarten (vgl. dazu Kapitel 3.2).  

Ein bisher weitgehend unbeachteter Aspekt sind die Auswirkungen der Fahrrinnenvertiefung auf den 
Lebensraum Grundwasser, obwohl es bereits erste, wenn auch nicht hinreichend konkrete Vorkehrungen 
zu seinem Schutz gibt (vgl. auch Angaben unter 4.2.5). 

Weitere Aspekte können grundsätzlich die Mobilisierung von (Fein-) Sediment und Schadstoffen durch 
die Bauarbeiten an der Sohle und / oder eine durch die Maßnahmen verstärkte Tiefenerosion sein, die zur 
Beeinträchtigung angrenzender Grundwasserkörper oder Oberflächengewässer führen kann (vgl. Artikel 4, 
Absatz 8 WRRL). Hier ist jedoch zunächst kein grundsätzlicher Unterschied zu den regelmäßig stattfinden 
Unterhaltungsbaggerungen auf der Rheinsohle zu erkennen. Dennoch ist nicht auszuschließen, dass 
durch Ausbaumaßnahmen an konkreten Sohlenabschnitten erhebliche andere und zusätzliche Effekte 
auftreten können. Ob und inwieweit das der Fall sein kann, kann hier nicht beantwortet werden.   
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4.2.5 Schutzgebiete 

Bei der Bewertung von Veränderungen an der Fahrrinne sind die Schutzgebiete gemäß Artikel 4 (1)c und 
Artikel 6 WRRL am Rhein besonders zu beachten. NATURA 2000 – Gebiete werden in Kapitel 4.3. aus-
führlicher betrachtet. Hier sei beispielhaft darauf hingewiesen, dass der Rhein in NRW den Status als 
Zielartengewässer (Wanderkorridor) für die Arten Lachs und Aal erhalten hat. Für diese diadromen Arten 
sind weitergehende Anforderungen einzuhalten (z.B. Sicherstellung Durchgängigkeit, genügend Ruhezo-
nen). 

Daneben sind am Rhein Gebiete für die Trinkwassernutzung, Brauchwassernutzung sowie Naturschutz-
gebiete von besonderer Bedeutung gelegen. 

Allein im Abschnitt zwischen Duisburg – Ruhrmündung – und Köln-Godorf befinden sich mindestens 11 
Naturschutzgebiete, die sich nur zum Teil mit den FFH-Gebieten überlappen und insofern gesondert zu 
betrachten sind.  

Naturschutzgebiete am Rhein zwischen Duisburg und Köln-Godorf (Quelle: ELWAS) 

Rheinaue Friemersheim Rheinufer Monheim  
Rheinaue Ehingen Rheinaue Worringen-Langel  
Die Spey  Rheinaue Langel- Merkenich 
Oelgangsinsel Flittarder Rheinaue  
Himmelgeister Rheinbogen Am Godorfer Hafen 
Althreinschlinge Zons   
 

Die festgelegten Schutzanforderungen und Maßnahmen zu den einzelnen Gebieten lassen sich nicht 
leicht nachvollziehen, u.a. weil sie nur in recht abstrakter Formulierung und klärende Hintergrunddoku-
mente wie Schutzgebietskonzepte noch nicht bzw. nicht überall öffentlich vorliegen.21 Anhand der be-
treffenden Aussagen aus den verfügbaren Quellen lässt sich folgern, dass der Schutz dieser Gebiete auch 
von einem guten mengenmäßigen Zustand des Grundwassers abhängt (z.B. Erhalt der Weichholz- und 
Hartholzaue im Naturschutzgebiet Rheinaue Langel-Merkenich). Mindestens ein Naturschutzgebiet be-
findet sich innerhalb des geplanten Bereichs für den Ausbau eines Hafens (Naturschutzgebiet Am Godor-
fer Hafen), so dass nahezu alle Schutzgüter und –Bestimmungen dort tangiert sein dürften.  Weiterge-
hende Vorgaben dürften zum Beispiel mit der Wiederherstellung der Rheinaue an der Altrheinschlinge bei 
Zons und mit der Entwicklung von Feuchtwiesen im Naturschutzgebiet die Spey erforderlich sein. Diese 
Anstrengungen können nur gelingen, wenn die Nutzung des Rheins und seiner Auen darauf abgestimmt 
ist. 

Im Hinblick auf den Trinkwasserschutz liegen mindestens 17 festgesetzte und geplante Wasserschutzge-
biete an dem betreffenden Rheinabschnitt an. Aus stofflicher Betrachtung muss die Wasserqualität in 
diesen Bereichen so beschaffen sein, dass eine Aufbereitung für die Trinkwasserversorgung ohne viel 

                                                            
21 Beispielhaft seien hier die Informationen zum Schutzgebiet Rheinufer Monheim genannt, wo die Angaben 

eher überblicksartig bleiben. Vgl. betreffendes Angebot im Naturschutzinformationssystem NRW: 

http://www.naturschutzinformationen‐nrw.de/nsg/de/fachinfo/gebiete/gesamt/ME_031 
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Aufwand erfolgen kann.22 Dass bedeutet zugleich, dass etwa Aufwirbelungen der Sohle oder Unfälle im 
Einzugsbereich der Schutzgebiete weitgehend vorzukehren ist, weil die damit verbundene Freisetzung 
von Schadstoffen und von kontaminierten Schwebstoffen sich direkt oder indirekt auf die Qualität und 
den Aufbereitungsaufwand des zu entnehmenden Wassers niederschlägt. Um Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen in der Bundeswasserstraße abzuwenden, wurde eine Sonderschutzzone Rhein festgelegt, für 
die einvernehmliche Entscheidungen mit dem Land und den Wasserwerken vor jedem relevanten Vorha-
ben zu treffen sind.23  

Keine Berücksichtigung finden bisher die Anforderungen für den Lebensraum Grundwasser, trotzdem 
seine Lebensgemeinschaften eine wichtige Funktion für die Qualität der Trinkwasserressourcen haben. 
Gerade am Rhein sind die Flurabstände des Grundwassers (noch) gering und insofern auch relevant für 
die Situation in den Wasser-Entnahmegebieten. Es ist davon auszugehen, dass in den kommenden Jahren 
diesbezügliche Regelungen und Untersuchungen noch folgen werden. In der Grundwasserrichtlinie und in 
der Grundwasserverordnung sind entsprechende, wenn auch nicht hinreichend präzisierte Vorkehrungen 
bereits getroffen worden. (vgl. z.B. Erwägungsgrundsatz 20 der Grundwasserrichtlinie 2006/118/EG). 
Andererseits besteht auf Grundlage eines UBA-Projektes ein anwendbares Bewertungsverfahren,24 mit 
dem weiterführende Untersuchungen bereits jetzt vorgenommen werden könnten. 

 

Eine Bewertung der geplanten Fahrrinnenvertiefung im Hinblick auf diese Vorgaben der Wasserrahmen-
richtlinie sowie die Schutzgebiete im Einzelnen kann erst erfolgen, wenn Details der Planung vorliegen.  

 

 

 

 

 

 
                                                            
22 Diese Anforderung ist aus Art. 7 (3) WRRL ableitbar: Die Mitgliedstaaten sorgen für den erforderlichen Schutz 

der ermittelten Wasserkörper, um eine Verschlechterung ihrer Qualität zu verhindern und so den für die Ge‐

winnung von Trinkwasser erforderlichen Umfang der Aufbereitung zu verringern. 

23 Vgl. § 4der Wasserschutzgebiets‐Verordnung Am Staad: Bei Verwaltungsmaßnahmen des Bundes zur Unter‐

haltung des Rheins, durch die eine Beeinträchtigung der Wassergewinnung zu besorgen ist, sind die Bedürfnis‐

se der öffentlichen Trinkwasserversorgung im Einvernehmen mit dem Land Nordrhein‐Westfalen und dem 

Wasserwerksbetreiber zu wahren. Quelle: 

http://www.brd.nrw.de/umweltschutz/gewaesserschutz/pdf/Am_Staad_text.pdf, S. 55 

24 Vgl. UBA (2014): Entwicklung biologischer Bewertungsmethoden und ‐kriterien für Grundwasserökosysteme. 

Abrufbar unter: 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/uba_bericht_grundwasser_

web.pdf 
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Geplante und festgesetzte Trinkwasserschutzgebiete zwischen Duisburg und Köln-Godorf (Quelle ELWAS) 

WSG Mündelheim (in Planung) WSG Baumberg (festgesetzt) 

WSG Bockum (festgesetzt) WSG Weiler (festgesetzt) 

WSG Werthhof (geplant) WSG Leverkusen-Hitdorf (festgesetzt) 

WSG Rheinfähre (geplant) WSG Auf dem Werth (festgesetzt) 

WSG Am Staad (festgesetzt) WSG Hochkirchen (festgesetzt)  

WSG Lörick (festgesetzt) WSG Westhoven (festgesetzt) 

WSG Rheinbogen (geplant) WSG Weisser Bogen (festgesetzt) 

WSG Flehe (festgesetzt) WSG Zündorf (festgesetzt) 

WSG Auf dem Grind (festgesetzt)  
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4.3 NATURA 2000  
Pläne oder Projekte, die ein nach der FFH-Richtlinie geschütztes Gebiet in seinen für die Erhaltungsziele 
oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigen können, sind gemäß Artikel 
6 FFH-RL nicht zulässig. Ausnahmen sind nur möglich, wenn das Projekt aus zwingenden Gründen des 
öffentlichen Interesses notwendig ist und Alternativen ausgeschlossen werden können. Sind prioritäre 
Lebensräume oder Arten betroffen, können nur zwingende Gründe im Zusammenhang mit der Gesundheit 
des Menschen, der öffentlichen Sicherheit oder maßgeblich günstige Auswirkungen auf die Umwelt gel-
tend gemacht werden.  

Im Abschnitt Duisburg – Köln sind im Hinblick auf NATURA 2000 folgende Aspekte relevant:  

4.3.1  FFH-Gebiet „Fischruhezonen im Rhein zwischen Emmerich und Bad Honnef“ (DE-4405-301) 

Gegenstand - Im betroffenen Flussabschnitt zwischen Duisburg und Köln sind acht Uferabschnitte von 
zusammen etwa 28 km Länge sowie die Fahrrinne auf knapp 7 km Länge als NATURA – 2000 Schutzge-
biet ausgewiesen. Zu Schutzgegenstand und Bedeutung aus www.naturschutz-fachinformationssysteme-
nrw (3 Zitate):  

„Die Rheinabschnitte besitzen besondere Bedeutung als Laichplätze, Jungfisch-, Nahrungs-, und Ruheha-
bitate insbesondere für die im Anhang II der FFH-Richtlinie aufgeführten Wanderfische, aber auch für die 
Nichtwanderfische Groppe und potentiell Steinbeißer. Der Rheinstrom in NRW ist von maßgeblicher Be-
deutung für die Fischfauna in den Fließgewässersystemen von Ruhr, Lippe, Wupper oder Sieg sowie für die 
des Mittel- und Oberrheins, mit Ahr, Mosel oder Main. Er sichert mit dem ausgewiesenen Gebiet den Zu- 
und Anzug der Langdistanzwanderer und damit deren Populationen in den genannten Nebenflüssen des 
Rheins. ……… Die ausgewiesenen Flachwasserzonen mit steinig-kiesigem Untergrund sind im Frühjahr von 
Groppen besiedelt, die in tieferen Bereichen der Hauptrinne leben und auch laichen. Für abwandernde 
Smolts des Lachses bieten sie den dieser Art gewohnten Lebensraum als Zwischenstation und Nahrungs-
habitat. …….Aus den Hauptlaichgebieten der rechtsrheinischen Nebenflüsse verdriftende Brut findet in den 
Buhnenfeldern Jungtierhabitate. ……Abwandernde Smolts können im Strömungschatten der Buhnen die 
sonst im Strom fehlenden Ruhe- und Rastzonen finden. Die Vielzahl der einzelnen Zonen des Gebietes si-
chert auf der gesamten Flussstrecke die für die Gesamtheit der unten genannten Rundmäuler und Fischar-
ten nötige Habitatverflechtung für den Aufstieg der Adulten, die Abwanderung und Ernährung der Jungtie-
re und potentiell auch Laichhabitate (Groppe, Flussneunauge, Steinbeißer).“  

„Die Teilflächen des Gebietes sind wichtige Trittsteine (im S. eines Stepping-Stone- Konzeptes) für das 
gesamte Fließgewässersystem des Rheins. Der Erhalt der ungestörten Flach- und Ruhigwasserzonen sowie 
Kolke ist ausschlaggebend für die Bewahrung dieser ökologischen Funktion. Diese Flächen müssen in ihrer 
Vernetzung großräumig erhalten und weiterentwickelt werden. Dazu sind Konzepte zur Gestaltung von 
Buhnenfeldern, Anbindung von Auenbereichen und darin liegenden Stillgewässern und naturnahen Gestal-
tung von Flussmündungen hilfreich.“ 

Bewertung - Entsprechend dieser Funktionen besteht eine besondere Empfindlichkeit gegenüber schiffs-
induziertem Wellenschlag sowie Hub und Sunk mit den damit verbundenen, starken Strömungen im 
Flachwasserbereich. Insbesondere die Funktion der Flachwasserbereiche als Laich- und Jungfischhabitat 
ist sehr empfindlich gegenüber den beschriebenen Schifffahrtseinflüssen (vgl. WOLTER 2004). Entschei-
dend dafür sind die geringen Schwimmstärken der Fischlarven und kleinen Jungfische, die Gefahr laufen, 
mit dem Wellenschlag ans Ufer geworfen oder mit den Strömungen verdriftet zu werden.  
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Von den wertbestimmenden FFH-Lebensraumtypen des NATURA 2000 – Gebietes sind die „Schlammbän-
ke an naturnahen Fließgewässern mit einjähriger Vegetation“ (LRT 3270) besonders hervorzuheben. Ihr 
Vorkommen und ihre Qualität am Rhein hängen maßgeblich vom Umfang flacher, geschützter Buchten 
mit feinem Sediment neben der Fahrrinne ab.  

Mit dem Abflussquerschnitt der Fahrrinne und dem darin „gebundenen“ Abflussanteil nimmt der Umfang 
der angeschlossenen Buchten und Buhnenfelder tendenziell ab. Mit der Größe, dem Tiefgang, der Ge-
schwindigkeit und der Nähe der Passage der Schiffe steigt das Ausmaß der Belastung durch schiffsindu-
zierte Strömungen und Wellen (GESING 2010, WOLTER u. ARLINGHAUS 2003). Insofern ist davon auszugehen, 
dass die geplante Vergrößerung der Fahrrinnenabmessungen und in der Folge die Zunahme großer 
Schiffsabmessungen zu erheblichen Beeinträchtigungen der für den Erhaltungszustand des FFH-Gebietes 
„Fischruhezonen im Rhein zwischen Emmerich und Bad Honnef“ maßgeblichen Bestandteile führen kann. 

In diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass die Situation vieler geschützter Fischarten weiterhin kri-
tisch ist und aus diesem Grund bereits erhöhter Handlungsbedarf besteht (vgl. folgendes Kapitel). Zudem 
ist auch die Situation der Erlen-Eschen- und Weichholz-Auenwälder im Bereich nahe der Fischschutzzo-
nen als durchschnittlich bis beschränkt bewertet worden (vgl. Angaben im ELWAS zur Fischschutzzone).  

 

4.3.2 FFH-Arten im Rhein 

Gemäß FFH-Richtlinie Anhang II sind folgende Fische im Rhein geschützt: 

Flussneunauge (Lampetra fluviatilis), Groppe (Cottus gobio), Lachs (Salmo salar), Maifisch (Alosa alosa), 
Meerneunauge (Petromyzon marinus)), Steinbeisser (Cobitis taenia)  und die prioritäre Art Nordsee-
schnäpel (Coregonus oxyrhynchos).  

Die Situation dieser Arten ist noch weitgehend als kritisch einzuschätzen. Zum Beispiel ist der Erhal-
tungszustand von Groppe, Meerneunauge, Lachs und Maifisch als mittel bis schlecht bewertet worden 
(vgl. Angaben im ELWAS zu den Fischschutzzonen im Rhein).  Zudem ist bzgl. des Lachses anzumerken, 
dass sein Bestand in jüngster Zeit wieder rückläufig ist (vgl. Angaben im A-Teil der WRRL-
Bewirtschaftungsplanung für den Rhein, Stand: 2014). 

Empfindlich im Hinblick auf Einflüsse des Schifffahrtsbetriebes sind, wie oben näher erläutert, insbeson-
dere Larval- und Jungfischstadien bzw. –habitate im Rhein. Eine Verstärkung der schiffsinduzierten Wel-
len und Strömungen kann zu erheblichen Beeinträchtigungen der entsprechenden ufernahen Flachwas-
serbereiche führen. 

Für den Maifisch kommt dem Hauptgerinne des Rheins auch als Laichhabitat eine besondere Bedeutung 
zu. Schotterbänke im Fluss, wie sie besonders ausgeprägt unterhalb der Mündung größerer Flüsse auftre-
ten, bildeten wichtige Laichgebiete für die Art (Beeck 2003). Der Erfolg des laufenden Wiederansied-
lungsprogramms hängt deshalb wesentlich auch von der Verfügbarkeit entsprechender Schotterbänke im 
Strom ab.  

Neben den Fischarten kommen verschiedene Wirbellose gemeinschaftlicher Bedeutung im betroffenen 
Flussabschnitt vor: 
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Asiatische Keiljungfer (Gomphus flavipes) – Potenziell Beeinträchtigung durch vermehrten Wellenschlag 
(Schlupf an der Wasserlinie am Ufer; Larvalhabitat strömungsarme, feinsedimentreiche Buchten).  

Kleine Flussmuschel (Unio crassus) – aktuelles Vorkommen im Rhein nicht bestätigt. Frische Schalenfun-
de Raum Düsseldorf in 2006.  

 

4.3.3 NATURA 2000 - Gebiete im Rheinvorland  

Im betroffenen Stromabschnitt befinden sich ein FFH-Gebiet in der aktiven Aue im Rheinvorland  
(DE-4807-301  Urdenbach - Kirberger Loch - Zonser Grind) sowie zwei weitere FFH-Gebiete in der Alt-
aue hinter dem Banndeich: Ilvericher Altrheinschlinge (DE-4706-301) und Worringer Bruch(DE-4907-
301). 

In den drei NATURA 2000 - Gebieten kommt grundwasserabhängigen und überflutungsgeprägten Le-
bensraumtypen gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Lebensraumtypen) wertbestimmende Bedeutung zu 
(3150= Eutrophe, natürliche Stillgewässer; 6430 = Feuchte Hochstaudenfluren; 91 E0 und 91F0 = Auen-
wälder).  

Entsprechend der Anforderungen von Art. 2 bis 4 und 6 der FFH-RL ist ein günstiger Erhaltungszustand in 
diesen Gebieten sicherzustellen, der ggf. Erhaltungsmaßnahmen erfordert. Ausnahmen von diesen Anfor-
derungen ist an die Einhaltung strikter Kriterien gebunden (z.B. zwingendes überwiegendes öffentliches 
Interesse und keine Alternative).   

Bereits im derzeitigen Zustand sind auf Grundlage der uns vorliegenden Informationen (ELWAS) weitere 
Maßnahmen erforderlich. Zum Beispiel sind die Erlen-Eschen- und Hartholz-Auenwälder im Gebiet des 
Worringer Bruchs nur in einem durchschnittlich-beschränkten Zustand. 

Durch die Fahrinnenvertiefung bzw. Hafenerweiterung bestehen zudem folgende mögliche Herausforde-
rungen: 

 Wenn bei der Fahrrinnenvertiefung der Wasserstand sich in gleichem Ausmaß absenkt, kann die-
ses nachteilige Auswirkung auf den Wasserstand in den angrenzenden Gebieten haben (vgl. Aus-
führungen in Kapitel 3.2). So ist in diesem Fall eine stärkere Entwässerung möglich. Jedwede 
weitere Absenkung des Grundwassers oder Abnahme der Überflutungsprägung gefährden den 
Erhaltungszustand. Bereits jetzt sind durch fallende Grundwasserstände die dort wasser-
abhängigen Ökosysteme gefährdet. Kleingewässer, Auenwälder oder feuchte Hochstaudenfluren 
fallen „trocken“ und können ihre Funktion als Habitate für seltene Arten nicht mehr erfüllen.    
 

 Wenn der Wasserstand weiter fällt, werden die Gebiete von der Dynamik des Rheins abgekop-
pelt. D.h. sie werden seltener bei häufigeren Hochwasserereignissen überschwemmt. Es gibt in-
sofern weniger „Grenz-Lebensräume“, an die bestimmte Arten angepasst sind und sich gegen-
über andere Arten wie Neobiota behaupten können. Auch über diesen Weg ist daher die Vielfalt 
gefährdet. 
 

 Im Falle weiter sinkender Grundwasserpegel können die Auen nur noch eingeschränkt die Was-
ser- und Nährstoffretention übernehmen. Ihre wichtige Funktion für die Gewässerökosysteme 
wie den Rhein (z.B. Bereitstellung von Flachwasserzonen, allmähliche Abgabe von Wasser in Tro-
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ckenzeiten) wird beeinträchtigt und damit auch das Ziel, den guten Zustand gemäß WRRL bzw. 
den guten Erhaltungszustand zu erreichen . Gerade im Zusammenhang mit den Folgen des Kli-
mawandels – insbesondere bei extremen Trockenperioden – wirken sich die Störungen in der Aue 
besonders gravierend aus (d.h. eine beeinträchtige Aue kann Wetterextremen weniger standhal-
ten). Auch besteht die Gefahr, dass bei der weiteren Entwässerung der Aue wichtige Wasserres-
sourcen für den Menschen verloren gehen (z.B. saubere Trinkwasserquellen). 
 

 Wichtige Renaturierungsprojekte sind gefährdet – und damit einhergehend auch das Ziel, Öko-
systeme entsprechend der FFH-RL und WRRL-Anforderungen zu verbessern, weil dafür das Was-
ser bzw. die Abfluss-/Überschwemmungsdynamik fehlt.   
 

 Bei der Erweiterung von Häfen stellen nicht nur die Bauarbeiten, sondern auch die anschließen-
de Nutzung der Gebiete eine Störung bzw. Beeinträchtigung von benachbarten Schutzgebieten 
dar. Hierzu zählt neben dem Lärm auch die möglicherweise erhöhte Freisetzung von Staub und 
Schadstoffen, die in das Gebiet gelangen. Zu berücksichtigen sind auch Lichtverunreinigungen, 
die insbesondere für tagaktive Arten ein Problem darstellen könnte. Schließlich besteht mit der 
erhöhten Gefahr von Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. bei extremen Hochwasser-
ereignissen) ein weiteres Risikopotenzial dar.     

Angesichts dieser möglichen Herausforderungen wird offensichtlich, dass die Schutzgebietsziele in mehr-
facher Hinsicht erheblich tangiert sind und sich nicht erschliesst, wie die Fahrrinnenvertiefung und der 
Hafenausbau im Einklang mit dem EU-Recht zu bringen sind. Ohnehin ist eine gründliche Prüfung ent-
sprechend den Anforderungen gemäß Artikel 6 FFH-RL erforderlich, sobald die Pläne vorliegen. 

Um die Auswirkungen der Maßnahmen besser einschätzen zu können, ist es zugleich erforderlich, dass 
auch die Maßnahmenkonzepte zu den betreffenden Schutzgebieten öffentlich vorliegen und die erfor-
derliche Detailschärfe zu den Gewässer-seitigen Anforderungen enthalten.      
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5 Weitere gesellschaftliche Aspekte 
 

Wirtschaft 

Mit den vorgesehenen Projekten ergeben sich folgende Herausforderungen: 

 Die Wirtschaftlichkeit großer Schiffe mit entsprechend großem Tiefgang wir überproportional 
gefördert (vgl. Kap. 2.2.1). Damit einher geht die relative Benachteiligung und fortschreitende 
Verdrängung der kleineren, besser flussangepassten Schiffe. Das erhöht vermutlich den Druck, 
die Vertiefung weiter flussaufwärts voranzutreiben. 

 Die Hafenstandorte Krefeld, Düsseldorf, Neuss und Köln – Niel werden relativ gefördert. Damit 
einher geht eine relative Schwächung des Transportangebotes Binnenschiff in der Fläche.  

  Sofern keine Umwelt- und Ressourcenkosten internalisiert werden, erfolgt eine bessere Auslas-
tung großer Schiffe und eine Abnahme der Niedrigwasserzuschläge. Tendenziell verringern sich 
die „Stückgutkosten“ / Transportkosten und damit der Wasserstraße im Wettbewerb mit anderen 
Verkehrsträgern. 

 

Trinkwassergewinnung 

Die wichtige Trinkwassergewinnung aus Uferfiltrat kann theoretisch sowohl quantitativ – über die weite-
re Absenkung des Wasserstandes bei geringen Abflüssen - als auch qualitativ durch eine mögliche Mobi-
lisierung von Schadstoffen durch die Baumaßnahmen an der Sohle und durch den Ausbau induzierte 
verstärkte Sohlenerosion betroffen sein. Ob und inwieweit relevante Auswirkungen zu erwarten sind, 
kann hier nicht beantwortet werden.  

 

Naherholung / Tourismus  

Auswirkungen hängen von den konkreten Maßnahmen und Örtlichkeiten ab. So kann der Neubau eines 
Parallelwerks als erhebliche Störung des Landschafts-/Stadtbildes empfunden werden (Bsp. Ablehnung 
der Parallelwerksplanung bei Bonn-Beul) oder positiv bewertet werden, weil es strömungs- und wellen-
beruhigte Bademöglichkeiten bietet.  

Eine Bewertung im Hinblick auf das Vorhaben „Abladeverbesserung Duisburg-Köln“ ist auf der vorliegen-
den Datenbasis nicht möglich.  
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6 Kostenanalyse 
 

Eine Kostenanalyse ist auf Basis der vorliegenden Informationen nicht möglich. Im Rahmen des soge-
nannten Quickscan der zum Bundesverkehrswegeplan eingereichten Projekte werden die Vorhaben sei-
tens des BMU einer Kosten–Nutzenbewertung unterzogen. Diese liegt noch nicht vor (Dez. 2014). Nach 
Aussagen aus dem BMU sollen aber die Projekte, die in diesem Verfahren eine definierte Rentabilitäts-
schwelle nicht erreichen und deshalb nicht in den BVWP aufgenommen werden, Anfang 2015 bekannt 
gegeben werden. Die Analyse ist also offenbar bereits weit fortgeschritten.  

An dieser Stelle sei auch darauf hingewiesen, dass für die Fahrrinnenvertiefung oder die Anlage eines 
Hafengeländes in einer Aue die Stauung oder (Um-) Verteilung von Wasser erforderlich ist.  Nach der 
generellen Auffassung der EU-Kommission und den relevanten Aussagen im EU-Leitfaden WATECO (vgl. 
hierzu Anhang B3 im betreffenden Dokument)25 sind derartige Aktivitäten dann als Wasserdienstleistung 
gemäß Art. 2.38 WRRL zu bewerten, wobei die Schifffahrt als Wassernutzung bzw. Nachfragerin dieser 
Gewässerveränderung verstanden werden kann.26  Das EUGH hat im Grundsatz dieses umfassende Ver-
ständnis von Wasserdienstleistungen bestätigt.27   In der Konsequenz sind  dann gemäß Art. 9 WRRL 
auch die Umwelt- und Ressourcenkosten für diese Gewässerveränderung zu ermitteln.  

Bis heute liegen selbst für die bereits durchgeführten Veränderungen keine Ermittlung der Umwelt- und 
Ressourcenkosten vor. Als eine der ersten Anhaltspunkte können hierfür die Kosten für die Sohlstabilisie-
rung genommen werden. Die Sohlerosion von jährlich 3-5 cm ist zwar nicht allein auf die Veränderungen 
für die Schifffahrt zurückzuführen (z.B. sind auch Staue im Einzugsbereich hierfür mitverantwortlich, 
weil diese Geschiebe oft zurückhalten), jedoch tragen die bisherigen Maßnahmen zur Sicherung einer 
bestimmten Fahrtiefe zum Abtrag der Sohle bei. Entsprechend der uns verfügbaren Aussagen mussten 
bereits in den vergangenen Jahren jeweils zwischen 4  und knapp 10 Millionen Euro am Niederrhein aus-
gegeben werden, um die Defizite auszugleichen.28 Die Ausgaben sind seit den vergangenen Jahren zudem 
wieder steigend, zumal entsprechendes Material knapper wird und daher auch teurer. Auch die BfN-
                                                            
25 Vgl. Office for Official Publications of the European Communities (2003): COMMON IMPLEMENTATION 

STRATEGY FOR THE WATER FRAMEWORK DIRECTIVE (2000/60/EC). Guidance Document No 1. Abrufbar unter: 

http://www.fgg‐weser.de/Download‐Dateien/guidance_no_1_economics_wateco_wg_2_6.pdf 

26 Vgl. diesbzgl. Nr. 30 in der Urteilsbegründung des EUGH zum Verständnis von Wasserdienstleistungen  (Quel‐

le s. Fußnote 21) 

27 Vgl. Urteil des Gerichtshofes (2. Kammer) vom 11.9.2014 bzgl. „Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – 

Umwelt – Richtlinie 2000/60/EG – Ordnungsrahmen für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was‐

serpolitik – Deckung der Kosten für Wasserdienstleistungen – Begriff ‚Wasserdienstleistungen‘“. Abrufbar un‐

ter: 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=Wasserdienstleistung&docid=157518&pageIndex=0

&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=652046#ctx1; relevant ist die Begründung Nr. 56. 

28 Vgl. Vortrag seitens der Schifffahrtsverwaltung anlässlich des Runden Tisches zum Rhein‐Hauptlauf am 

15.9.2015 in Ratingen. Abrufbar unter: http://www.rheingraben‐

nord.nrw.de/img_auth.php/1/1c/RT_2014_1_RHE_PE_1500_Vortrag_Herr_Franke_Wasserschiffahrtsverwaltu

ng.pdf, S. 31  
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Ausarbeitung zum gesellschaftlichen Nutzen von Auen kann dazu dienen, um den entgangenen Nutzen 
durch Eingriffe in die Aue oder Gewässer29 einzuschätzen und zu quantifizieren.  So wurde im Rahmen 
einer Umfrage zur Entwicklung der Monheimer Rheinaue ermittelt, dass allein dem Artenreichtum einer 
naturnahen Aue ein Wert von mehr als 50 Millionen EUR  zuerkannt wird.30                 

In diesem Zusammenhang ist auch zu klären, wer die Kosten der Fahrrinnenvertiefung und der Hafener-
weiterung trägt.  Im Sinne der Anforderung der WRRL (vgl. Art. 9 der Richtlinie) sind die Kosten für Ge-
wässerveränderungen mit (Wasser-) Dienstleitungscharakter von den Verursachern (z.B. Nutzern wie den 
Binnenschiffern) mit einem angemessenen Beitrag – z.B. durch Zahlung einer Gebühr - zu decken. Weil 
bisher eine umfassende Ermittlung der Kosten dieser Eingriffe – inkl. der Umwelt- und Ressourcenkosten 
- fehlt, steht  auch eine adäquate Zuordnung dieser Aufwendungen an die Nutzer aus. Dagegen hätte 
schon allein für die gegenwärtige Sicherstellung der Fahrrinnentiefe gemäß den EU-Anforderungen be-
rechnet werden müssen, wie viel diese auch der Gewässerumwelt kostet. Auf deren Grundlage hätte seit 
spätestens 2010 eine Anpassung der Gebührenpolitik erfolgen müssen, die zugleich eine Lenkungsfunkti-
on zugunsten einer gewässerverträglichen Nutzung des Rheins und seiner Auen erfüllt (vgl. Art. 9 WRRL).  
Insbesondere die Bundesebene hätte als Eigentümer der Bundeswasserstraßen und Ebene grundsätzlicher 
Entscheidungen in der Wasserwirtschaft zwischenzeitlich handeln müssen, um die erforderlichen Rah-
menbedingungen zu setzen.  Ohne eine angepasste Gebührenpolitik sind diese Kosten weiterhin von der 
öffentlichen Hand und damit von dem Steuerzahler zu tragen, ohne dass das Ergebnis der finanzierten 
Maßnahme unbedingt einen besonderen Nutzen für die allgemeine Öffentlichkeit hat. Zwar sieht die 
WRRL Ausnahmen zur gewässerökologisch orientierten Gebührenpolitik vor, jedoch muss in jedem Fall 
begründet werden, wie alternativ eine gewässerverträgliche Nutzung sichergestellt wird. Dieser Beweis 
steht noch aus.   

 

7 Notwendigkeit und Alternativen 
 
Pläne oder Projekte, die ein nach der FFH-Richtlinie geschütztes Gebiet in seinen für die Erhaltungsziele 
oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigen können, sind gemäß Artikel 
6 FFH-RL nicht zulässig. Ausnahmen sind nur möglich, wenn das Projekt aus zwingenden Gründen des 
öffentlichen Interesses notwendig ist und Alternativen ausgeschlossen werden können. 

7.1  Notwendigkeit 
Ist der Ausbau der Fahrrinne zwischen Duisburg und Köln aus zwingenden Gründen des öffentlichen Inte-
resses notwendig? Die politische Willensbildung in NRW zugunsten des Ausbaus, die sich unter anderem 
in der entsprechenden Absichtsbekundung im Koalitionsvertrag niederschlägt, basiert auf der Annahme, 
dass die Transportmengen weiter stark wachsen und dass der Transport auf der Wasserstraße in der Um-
weltbilanz besonders gut abschneidet. Die Entwicklung der Transportmengen bleibt aber deutlich hinter 
den Prognosen zurück. 

                                                            
29 BfN (2015): Gewässer und Auen. Nutzen für die Gesellschaft. Abrufbar unter: 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Dokumente/BR‐gepr‐Gesell_Nutz_Gewaes_Auen_barrirefre.pdf 

30 Ebd. S. 15 
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Prognosen zur Verkehrsentwicklung 

Als Grundlage für den neuen Bundesverkehrswegeplan (BVWP) wird derzeit eine Verkehrsprognose mit 
dem Basisjahr 2010 auf das Zieljahr 2013 erarbeitet. Die Abschlussberichte zu den Losen 1 bis 3, darun-
ter die Prognose des Seeverkehrs und Seehafen-Hinterlandverkehrs (Los 2) (MWP et al. 2014) liegen vor. 
Die Sektoralprognosen / Netzumlegung Straße, Schiene und Wasserstraße (Lose 4 bis 6) sollen im Früh-
jahr 2015 erscheinen. Damit liegen für die Schifffahrt auf dem Rhein noch keine aktuellen Prognosen vor.  

Auf Basis der verfügbaren Unterlagen ergibt sich zusammenfassend das folgende Bild zur Verkehrsent-
wicklung auf dem Rhein: Ältere Prognosen, z.B. im Kontext der Fortschreibung des Bundesverkehrswege-
plans 2008 (PLANCO 2007) gehen im Prognosehorizont bis 2025 von anhaltend erheblichen Steigerungs-
raten des Transportaufkommens von jährlich über 5% im Containerverkehr und gut 1% im Nichtcontai-
nerbereich aus. Auf entsprechenden Szenarien baut auch das Hafenkonzept NRW aus dem Jahr 2008 auf 
(MBV NRW 2008). Es geht für die Rheinhäfen von folgenden Zahlen aus: „Das Aufkommen der Rheinhä-
fen im Binnenschiffs-Containerumschlag wird sich 2005-2015 mehr als verdoppeln. Der absolute Zu-
wachs wird zwischen 0,8 und 1,0 Mio. TEU erwartet. Für den Zeitraum 2015-2025 werden weitere 0,7 bis 
0,9 Mio. TEU hinzu kommen.“ Für die Massengüter im auf Nordrhein-Westfalen bezogenen Seehafen-
Hinterlandverkehr werden deutlich geringere Zuwächse von 38 Mio. t (2004) auf 44 Mio. t (2015) erwar-
tet.  

Die reale Entwicklung des Transportaufkommens auf dem Rhein gemäß Marktbeobachtung 2013 (ZKR 
2013) und Marktbeobachtung 2014 (ZKR 2014) ist deutlich verhaltener. Demnach ist das Transportvolu-
men auf dem gesamten Rhein nach einem Höchststand von 207,5 Mio t in 2008 auf 170,4 Mio t in 2009 
sogar erheblich gesunken. Seitdem gibt es wieder jährliche Wachstumsraten in der Größenordnung von 
1% auf 188,7 Mio t in 2012 und von 1,7% von 2012 auf 2013 im deutschen Rheingebiet. Damit lag der 
Wert für das deutsche Rheingebiet 2013 immer noch etwa 10% unter dem Wert von 2008. Für den Nie-
derrhein wird von 2011 auf 2012 ein Wachstum des Volumens um 1% festgestellt.  

Die aktuelle Prognose zum See- und Seehafen-Hinterlandverkehr (MWP et al. 2014) geht für den Hafen 
Rotterdam für das deutschlandrelevante Volumen – d.h. das für die deutsche Infrastruktur relevante 
Quell-, Ziel- und Transitaufkommen – von einer Zunahme von 1,6% pro Jahr aus (2010 bis 2030). Sie 
liegt damit in der Größenordnung der in den letzten Jahren auf dem Rhein gemäß ZKR beobachteten 
Entwicklung.  

Als wichtige Faktoren für einen Verlust an Marktanteilen der Binnenschifffahrt nennt die ZKR (2013): 
rückläufiger Anteil der Massengüter am Gesamtverkehr und unzureichende Einbindung der Binnenschiff-
fahrt in die logistischen Ketten (insbesondere beim Containerverkehr). 

Fazit 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die reale Entwicklung der Transportmengen auf dem Rhein er-
heblich hinter den Prognosen zum letzten Bundesverkehrswegeplan zurück geblieben ist. Bei den bisher 
vorliegenden Teilen der Prognosen zum BVWP 2015 zeichnet sich eine weiterhin moderate Zunahme in 
der Größenordnung von 1% bis 2% jährlich entsprechend etwa 25% bis 50% zwischen 2010 und 2030 
ab. Dabei stehen dem weiter stärker wachsenden Containersegment Abnahmen beim Massengut gegen-
über.  

Aus der prognostizierten Mengenentwicklung lässt sich eine Notwendigkeit zum weiteren Ausbau nicht 
ableiten. Die Wasserstraße Rhein weist im aktuellen Ausbauzustand erhebliche Kapazitätsreserven auf. 
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Im Koalitionsvertrag der Landesregierung heißt es: „Der Rhein hat seine Kapazitätsgrenze noch nicht 
erreicht. Er kann ungefähr die doppelte Verkehrsmenge aufnehmen.“ „Für die Hauptachse Rhein können 
problemlos mehr Mengen von der Binnenschifffahrt übernommen werden.“ (Zitat Michael Viefers, Land-
tag NRW, Ausschuss  für BWSV, 28. Sitzung, 11.02.2014) 

Als Begründung für den Ausbau bleibt die Senkung der Transportkosten in bestimmten Segmenten und 
insbesondere der relativen Transportkosten im Vergleich und in der Konkurrenz zu Bahn und Straße. Ent-
scheidend für den leichten Rückgang der Marktanteile der Binnenwasserstraße Rhein ist laut Zentral-
kommission für die Rheinschifffahrt (ZKR) aber der relative Rückgang der Massengüter und die unzu-
reichende Verknüpfung des Schiffstranportes mit den anderen Verkehrsträgern, der Infrastruktur, Schie-
nen- und Straßenanbindung der Häfen, der Brücken- und Schleusenabmessungen im Kanalnetz. Die Be-
seitigung dieser Engpässe in der Anbindung der Häfen an das Schienennetz und den Straßenverkehr ver-
spricht eine maßgebliche Verbesserung des Angebotes Wasserstraße ohne Ausbau der Fahrrinne. Ande-
rerseits ist zu verhindern, dass durch Hafenausbau rezente Auen weiter beeinträchtigt werden bzw. ver-
loren gehen (Z.B.  Godorfer/ Reisholzer Hafen). Auf gewässerökologisch verträgliche Optimierung der 
Hafeninfrastruktur ist zu achten. 

Zwingende Gründe des öffentlichen Interesses sind nicht erkennbar. 
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7.2 Alternativen 
 

7.2.1 Bahntrassen 

Als Ergänzung zum Transport per Binnenschiff auf dem Rhein werden aktuell zwei Güter-
Schnellbahntrassen diskutiert bzw. geplant und realisiert – die Betuwe-Linie und der Eiserne Rhein. Diese 
verbinden, wie der Rhein, die großen Überseehäfen Rotterdam und Antwerpen mit der Wirtschaft in der 
Rheinschiene. Sie werden als Güterverkehrstrassen sowohl hinsichtlich der Transportkapazität als auch 
hinsichtlich der spezifischen logistischen Parameter wie Transportgeschwindigkeit, Größe der Transport-
einheiten, Distribution in die Fläche etc. eine Ergänzung zum Transport auf der Wasserstraße Rhein bie-
ten und entsprechend geeignete Transportsegmente auf die Schiene ziehen.   

Der Ausbau der Güterbahntrassen von den Seehäfen nach Nordrhein-Westfalen und in der internationa-
len Verkehrsrelation Rotterdam – Genua soll die Transportkapazität und Transportgeschwindigkeit für 
Güter maßgeblich erhöhen. Zu den tatsächlich realisierbaren Transportkapazitäten liegen nur relativ wa-
ge Angaben zu angestrebten Zugzahlen für den Abschnitt der Betuwe-Linie von Rotterdam bis Duisburg 
vor. Rheinaufwärts von Duisburg fehlen belastbare Aussagen.  

Alternativen im Sinne Artikel 6, Abs. 4 FFH-Richtlinie ? 

Ziel des Fahrrinnenausbaus Duisburg-Köln ist wie oben hergeleitet, die Reduzierung der Transportkosten 
insbesondere bei niedrigeren Wasserständen. Mit dem Ausbau der rheinparallelen Verkehrsträger werden 
alternative Transportkapazitäten bereitgestellt und damit Engpässe etwa infolge anhaltender extremer 
Niedrigwasser oder Havarien auf dem Rhein entschärft. Inwiefern und in welchem Umfang die Bahnlinien 
auf der Strecke Duisburg-Köln wirtschaftliche Alternativen darstellen kann hier nicht beantwortet wer-
den. Als Alternativen im Sinne von Artikel 6 der FFH-Richtlinie kommen sie allenfalls für den Fall gravie-
render Versorgungsengpässe infolge des Ausfalls der Wasserstraße in Betracht.  

 

7.2.2 Schiffstechnik, flussangepasstes Binnenschiff 

Als mögliche Alternative zum immer weiteren Ausbau der Fahrrinnen-Tiefe ist grundsätzlich auch das 
Konzept des flussangepassten Binnenschiffs zu betrachten. In den letzten 20 Jahren wurden aus unter-
schiedlichen Motivationen und mit entsprechend unterschiedlichen Zielen umfangreiche Forschungen 
und Modellstudien zu innovativen Schiffen und innovativer Schiffstechnik unternommen. Neben Fragen 
der Antriebs- und Energieeffizienz, des Schadstoffausstoßes, der Erhöhung der Tragfähigkeit und der 
Reduzierung der Wellenbildung war auch die Frage nach flachgängigen Binnenschiffen Gegenstand zahl-
reicher initiativen in Deutschland und der EU. Beispiele:  

 FLAWI - Flachgehendes Binnenschiff der Rosslauer Werft/ Elbe. Das Projekt wurde bisher nicht 
realisiert. 
 

 FUTURA-Carrier – Ein UBA-gefördertes innovatives Binnenschiffskonzept. Vier Motoren sorgen 
für große Steuerungsfähigkeit. Ein modulares Baukastenprinzip sorgt für die Anpassung an die 
jeweiligen Einsatzgebiete. Der Tiefgang ist gering. Seit 2007 sind nur 4 Schiffe im Einsatz, davon 
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ein reines Flussschiff. 
 

 INBAT – EU-Projekt zu extrem flachgehenden Schubverbänden 
 

 INBISHIP – Projekt zur Steigerung der Tragfähigkeit von Schiffen  durch verbesserte Rumpflinien 
und Antriebe und leichtere Materialien. Entsprechende Modelle sind nicht für besondere Flach-
wasserreviere, sondern z.B. für den Rhein gedacht.   

 Move It - Modernisation of Vessels for Inland waterway freight Transport 
 

 River Snake – Hierbei handelt es sich um extrem lange Schubverbände, deren bis zu 9 Leichter 
lenkbar verbunden sind und so enge Flusskurven meistern. 

Die Konzepte zu flachgängigen Binnenschiffen zielen in erster Linie auf die Ausdehnung wirtschaftlichen 
Schiffstransportes auf Flussreviere mit häufig nur geringen verfügbaren Fahrwassertiefen wie Elbe und 
Oder, also auf die Frage, wie Schiffstransport bei geringen Fahrwassertiefen von oft weniger als 2 m or-
ganisiert und optimiert werden kann. Unter den Voraussetzungen und Fahrwasserverhältnissen des 
Rheins in den Relationen bis Duisburg und Köln ist das Konzept des besonders flachgehenden Binnen-
schiffs kaum relevant. Dennoch sind grundlegende Ansatzpunkte der Konzepte natürlich auch für die 
Frage nach der Optimierung der Schiffe für die Nutzung des Rheins von Bedeutung. Leichtere Materia-
lien, verbesserte Rumpflinien und Antriebe können dazu beitragen, die Ladekapazität und die Manövrier-
fähigkeit der Schiffe unter den gegebenen Bedingungen des Flusses zu optimieren (z.B. EU-Projekte IN-
BISHIP, Move It!).  

Insofern sind alle relevanten Möglichkeiten zur Optimierung der Schiffe und der Schiffstechnik im Sinne 
des „Stand der Technik“ z.B. gemäß Bundes-Immissionsschutzgesetz und Wasserhaushaltsgesetz zu nut-
zen, um den Transport auf dem Wasser zu optimieren und die Beeinträchtigungen der Umwelt allgemein 
und des Lebensraumes Fluss im Besonderen zu mindern.  

Die Erhöhung der Tragfähigkeit durch schiffbauliche Optimierungen ist in jedem Fall eine mögliche Alter-
native zum weiteren Ausbau der Fahrrinne Duisburg-Köln. Die Naturschutzverbände fordern die Landes-
regierung NRW auf, die Potenziale für den Schiffstransport auf dem Rhein als Alternative zum Ausbau 
mit den wirtschaftlichen und Umwelteffekten umfassend darzustellen.   

Der verfügbare Tiefgang bleibt aber unter Beachtung innovativer Schiffstechnik immer ein zentraler As-
pekt der Wirtschaftlichkeit der Schifffahrt. Die Innovationen sind in der Regel mit höheren Investitions- 
und / oder Betriebskosten verbunden. Der Druck hin zu größeren Schiffseinheiten mit größerem Tiefgang 
bleibt weiterhin bestehen.  
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8 Zusammenfassende Bewertung  
 

Das Vorhaben „Rhein – Abladeverbesserung und Sohlstabilisierung Duisburg – Köln/Niehl“ ist als politi-
sche Willensbekundung formuliert und als Vorschlag für den Bundesverkehrswegeplan 2015 eingereicht. 
Weder die Art und Weise der dafür zu ergreifenden Maßnahmen noch deren Umfang und Lokalisierung 
sind derzeit näher bekannt bzw. für die Naturschutzverbände zugänglich. Eine fundierte, abschließende 
Bewertung und Positionierung zu dem Vorhaben ist auf dieser Basis derzeit nicht möglich.  

Das vorliegende Dokument stellt grundlegende Daten und Aspekte soweit derzeit verfügbar und absehbar 
als Grundlage für eine vorläufige Bewertung zusammen. Die weitere Ausarbeitung und Bewertung kann 
erfolgen, wenn geeignete Unterlagen zum Vorhaben vorliegen.  

Auf Grundlage unserer vorangegangenen Bestandsaufnahme bewerten wir das Vorhaben „Rhein- Ablade-
verbesserung und Sohlstabilisierung Duisburg – Köln/Niehl“ wie folgt: 

Das Vorhaben zur Abladeverbesserung des Rheins gefährdet die Einhaltung EU-weit geltender Um-
weltvorgaben, weil mit seiner Realisierung eine erhebliche Beeinträchtigung des Flusses und seiner 
Auen nicht ausgeschlossen ist. 

 Wir sehen insbesondere folgende Aspekte als kritisch an: 

 Das Vorhaben zum Ausbau der Wasserstraße auf dem Rheinabschnitt Duisburg – Köln auf 
eine durchgängige (oder stufenweise abnehmende) Fahrrinnenabmessung von 2,80m (2,70m) 
Tiefe und  auf 150m Breite verletzt bindende Vorgaben der EG Wasserrahmenrichtlinie und 
der FFH-Richtlinie.  

 Die zusätzliche Erweiterung der Fahrrinne auf Kosten der verbliebenen Spielräume für natur-
nahe Habitate, Strukturen und Prozesse im Strom steht im Widerspruch zum Verschlechte-
rungsverbot gemäß Art.4 Abs. 1 der EG Wasserrahmenrichtlinie. 

 Für das FFH-Gebiet „Fischruhezonen im Rhein zwischen Emmerich und Bad Honnef“ (DE-
4405-301) mit seinen Vorkommen von und Funktionen für mehrere flussspezifische FFH-
Lebensraumtypen und -Arten, darunter die prioritäre Art Nordseeschnäpel (Coregonus 
oxyrhynchos) ist mit einer wesentlichen Verschlechterung des Erhaltungszustandes zu rech-
nen (Erarbeitung eines FFH-MAKO für das Gebiet ist zudem überfällig), wenn das Projekt 
umgesetzt wird. 

Der Hafenausbau bedarf einer transparenten Bedarfsplanung und muss auch ökologischen Anforde-
rungen gerecht werden. 

 Im ersten Schritt ist vorzulegen, welche Hafenstandorte erweitert werden sollen. 

 In diesem Zusammenhang ist transparent – anhand von nachprüfbaren Kriterien - aufzuzei-
gen, inwiefern jeder Standort erforderlich ist. Zugleich sind gewässer- bzw. natur-
verträglichen Alternativen zu jedem Vorhaben zu untersuchen und die Ergebnisse darzustel-
len. Die Umweltverbände sind an den Planungen frühzeitig zu beteiligen. 
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 Eine Erweiterung von Hafenstandorten auf Flächen, die Planungs-relevante Arten, Natur-
schutzgebiete oder WRRL-Maßnahmen verhindern, muss ausgeschlossen werden.  

 

Vorrang sollte die Abarbeitung der noch ausstehenden Naturschutz- und Gewässerschutz-
Maßnahmen (WRRL & FFHRL) haben  

 Um weiteren Verzögerungen bei der Erreichung der Umweltziele zuvorzukommen, sind auch 
für die Rheinabschnitte im Zuständigkeitsbereich der Bundeswasserstraßenverwaltung die 
erforderlichen Anstrengungen sichtbar darzulegen. Die geplanten Maßnahmen zur ökologi-
schen Aufwertung des Rheins und seiner Auen sind generell bis 2018 umzusetzen. Auch sei-
tens des Landes ist entschlossener darauf hinzuwirken. Eine Task ist entsprechend einzurich-
ten. 

 Die Nutzung des Rheins muss konsequent und transparent fluss- und auenverträglich gestal-
tet werden. Eine wesentliche Aufgabe ist die ökologische Anpassung des Unterhaltungsplans, 
die seit 2012 aussteht. Die Arbeiten sind zeitnah vorzulegen und bei allen relevanten Maß-
nahmen für die Schifffahrt einzuhalten.  

 Die frühzeitige Information und Beteiligung der Naturschutzverbände ist bei allen Gewässer- 
und Naturschutz-relevanten Maßnahmen für die Schifffahrt sicherzustellen.   

Für weitere Arbeiten zur Unterhaltung der Fahrrinne ist differenziert vorzugehen und es sind konkre-
te, nachprüfbare und gewässerökologisch orientierte Kriterien einzuhalten  

 Die konkreten, örtlichen Maßnahmen sind in Abhängigkeit von Art und Umfang derselben 
und des damit verbundenen Eingriffs differenziert zu betrachten. In Verbindung mit einer 
Reduktion der zu unterhaltenden Fahrrinnenbreite oder der Anhebung der erodierten Sohle 
sind im Einzelfall auch Synergien im Hinblick auf ökologische Belange und die genannten 
europäischen Richtlinien denkbar. 

 Maßnahmen zur Verbesserung der Fahrrinne müssen folgende Kriterien erfüllen: 

o mind. wasserstandsneutral über das gesamte Abflussspektrum unterhalb MHQ (mittlerer 
Hochwasserabfluss) 

o Einbeziehung aller Möglichkeiten zur Anhebung der Sohle und Wasserstände in erodier-
ten Strecken 

o keine Erweiterung des Fahrrinnenumfangs und damit weitere Abnahme der Sohlenstruk-
turen in der Gesamtbilanz 

o Berücksichtigung der Vorgaben der FFH-Richtlinie und der WRRL (Verschlechterungsver-
bot).  

Handlungsspielräume im Fluss sollten besser untersucht und genutzt werden 

 Die uns vorliegenden Informationen zeigen auf, dass der Handlungsbedarf für eine Anpas-
sung der Sohltiefe zu relativieren ist. Dieses wird anhand folgender Aussage seitens der Bun-
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deswasserstraßenverwaltung deutlich: „In weiten Bereichen des Rheins sind die tatsächlich 
vorhandenen Fahrwassertiefen und -breiten größer als die angestrebten Fahrrinnenabmes-
sungen.“(Zitat Website der GD Wasserstraßen, Außenstelle West) 

 Die Naturschutzverbände fordern eine systematische Analyse des Niederrheins im Hinblick 
auf Möglichkeiten, die flussbauliche Regulierung zu reduzieren und Spielräume für morpho-
dynamische Prozesse zu schaffen. Diese Arbeit sollte durch unabhängige Experten erfolgen. 
Potenziale zur Reduzierung der zu unterhaltenden Fahrrinnenbreite müssen konsequent ge-
nutzt werden. Entsprechende Demonstrationsvorhaben, wie sie flussabwärts von Duisburg 
mit der Fortschreibung der WRRL-Bewirtschaftungsplanung vorgesehen sind, begrüßen wird 
und solten auch Rhein-aufwärts Anwendung finden. 

 

Flussverträgliche Schifffahrt entschiedener erforschen und fördern  

 Eine Rheinvertiefung, wie sie in den Planungen bisher vorgesehen ist, stellt eine Bevorzugung 
und Subventionierung der größeren Schiffe (von Großreedereien) mit öffentlichen Mitteln zu 
Lasten kleiner Partikuliere dar. Diese kommen  besser mit der vorhandenen bzw. mit der WRRL-
verträglichen Situation des Rheins zurecht. Eine mangelhafte Abwägung zu Lasten des Gewäs-
serschutzes und gleichzeitig die Schaffung der Voraussetzungen zu mehr Konzentration in der 
Binnenschifffahrt ist sowohl für Deutschland aber auch für Europa gemeinwohlschädlich und 
auch europarechtlich bedenklich.  

 Schiffbauliche Optimierungen bieten ein erhebliches Potenzial zur Erhöhung der Tragfähigkeit 
der Flotte ohne weiteren Ausbau der Fahrrinne Duisburg-Köln. Die Naturschutzverbände fordern 
die Landesregierung NRW auf, die Potenziale für den Schiffstransport auf dem Rheinabschnitt 
als Alternative zum Ausbau mit den wirtschaftlichen Effekten und Umwelteffekten umfassend 
darzustellen.   

 Konzentration der Investitionen / Fördergelder auf die Weiterentwicklung und konsequente An-
wendung moderner Antriebs- und Navigationstechnik mit dem Ziel, die benötigten Querschnitte 
und Tiefenabmessungen der Fahrrinne zu reduzieren und eine flexiblere Nutzung des Flusses zu 
ermöglichen.   

 Zusätzlich zur Förderung der Antriebs- und Navigationstechnik ist auch die  Informationslogistik 
über Engstellen und sonstige Situationen an die Schiffsführer auszubauen und zu verbessern.  

  Eine Abwägung der Notwendigkeiten der WRRL mit den gewünschten und notwendigen wirt-
schaftlichen Betätigungen auf dem Rhein spricht für den "sanfteren Schiffs-Verkehr" ohne Ten-
denz zu Großschiffen und Großreedereien. 

Nachhaltige Infrastruktur- und Logistikstrategien entwickeln und anwenden 

 Die wirtschaftliche Bedeutung des Vorhabens steht in Frage; die Konkurrenzkraft des Transport-
weges Wasserstraße wird maßgeblich von der Funktionsfähigkeit der gesamten Transportkette 
bestimmt. Die einseitige Förderung großer Schiffseinheiten wird die Transportkosten in bestimm-
ten Segmenten verringern; mit der forcierten Verdrängung kleinerer Schiffe werden zugleich die 
Transportkosten für kleinere Kontingente steigen, die Engpässe in der Kanal-Infrastruktur gravie-
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render und der Schiffstransport in die Fläche als „Standortfaktor“ der Wasserstraße weiter zu-
rückgehen . 

 Der Rhein verfügt im aktuellen Ausbauzustand über erhebliche Kapazitätsreserven. Wichtige be-
grenzende Faktoren für den Gütertransport auf dem Rhein sind die anschließenden Glieder der 
Logistikketten: die Infrastruktur, Schienen- und Straßenanbindung der Häfen, die Brücken- und 
Schleusenabmessungen im Kanalnetz. Die Beseitigung dieser Engpässe in der Anbindung der Hä-
fen an das Schienennetz und den Straßenverkehr verspricht eine maßgebliche Verbesserung des 
Angebotes Wasserstraße ohne Ausbau der Fahrrinne. Auf eine gewässerverträgliche Optimierung 
dieser Infrastrukturen und Logistikketten ist zu achten.  
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